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Thema: 50|ahre Zweite Republik
"Jetzt ist der Krieg vorbei!"

Er zrihl u ngen a on E lt'r iede Blaickner
50 jahre danach - Das Wall-Street- Journal berichtet

Bleiben Föderalismus und direkte Demokratie

Stiefkinder unserer Verfassung? aon lürgen Weiss
"Dritte Republik" des starken Mannes? aon Dr. LIli N schbaur
Der Bundespräsident als Wirklichkeit
der Möglichkeitaon Unia.-Prof . Mnnfred Welan
Demokratie mit Hirn zton Dr. Sa en Hsrtber per

Auf der Schwelle in eine neue Zeit -

Menschenbild und Demokratie aon Map. Boris Marte

Clunier im Bild:

Cluniaslames Bond: Dr. Oswald Peterlunger
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Liebe Leserinnen und Leser!

"Etwas ist faul im Staate Österreich", würde wohl
Marcellus in Shakespeares "Hamlet" ausrufen ange-
sichts der derzeitigen Situation in unserem Staat: Die
Regierung kann auch nach vier Monaten nicht Tritt
fassen und tauscht sich bereits selbst aus, die ÖVP
bringt sich im Stile eines Selbstmordkommandos eigen-
händig um, ein großangekündigtes Sparpaket bringt
neue dreistellige Milliardendefizite, der Konsum - eine
der Stützen österreichischer Sozialdemokratie - wird von
einigen Manager-Genossen zu Tode gewirtschaftet, die
katholische Kirche beweist, daß sie den Zug ins Medien-
zeitalter (und nicht nur den) verpaßt hat und Vertuschen
keine Probleme löst. Trauriger Höhepunkt war der Tod
von vier österreichischen Mitbürgern, die wegen der
Tatsache, daß sie als Roma geboren wurden, von
feigen, widenruärtigen Rechtsextremen ermordet wu rden.
Ja, etwas ist faul im Staate Österreich!

Das fünfzigste Jahr im Leben der Zweiten Republik hat
sich zu einem der schwierigsten entwickelt. Kein Wun-
der,  daß der Vizekanzler meint,  zur Zeit  sei  man nicht in
der St immung, das Jubi läum groß zu feiern. Die Repu-
blik Osterreich befindet sich in der Krise. Altbewährtes
bricht zusammen; alte Denkkategorien funktionieren
nicht mehr; mehr Pafteien machen die Übersicht über
das politische Geschehen schwieriger; unser großer
Wohlstand, den wir in den letzten fünfzig Jahren erwirt-
schaftet haben, fordeft seine Opfer; Versäumnisse der
letzten Jahrzehnte rächen sich. Georg Hoffmann-
Ostenhof drückt es im profil so aus: Wir nähern uns
wieder einmal derJahrhundertwende, dem fin de siöcle.

Tatsächlich ist ein Vergleich mit dem vorigen Jahrhun-
dert nicht ganz von der Hand zu weisen: Ausländerpro-
bleme, Nationalismus, Rassismus, neu entstehende
Pafteien - all das gab es vor rund 100 Jahren auch. Wir
bef inden uns wieder einmal in einer Zeit  des Umbruchs.
Der Fall des Eisernen Vorhangs brachte viel in Bewe-
gung - Wanderströme, Armutsgrenzen, nationale Konflik-
te.  Das füh11zu Unsicherheiten auch in den früher nicht-
kommunistischen Staaten wie Österreich. Dazu kommt
heute ein weiterer Faktor: Das Geschehen ist unüber-
schaubarer geworden, viele unserer derzeitigen Proble-
me lassen sich nicht von Österreich allein lösen, Moc-
hovce ist bloß ein Beispiel. Es reicht nicht mehr, inner-
halb der eigenen engen und überschaubaren Grenzen
zu denken, die Probleme und Aufgaben sind weltweit:
Umweltverschmutzung, Flüchtlingsströme, soziale
Unterschiede, Energiekrisen, Wirtschaftsprobleme,
internationale Kriminalität können längst nicht mehrvon
einem Staat allein einer Lösung zugeführt werden,
globales Denken ist gefragt. Dies erschwert freilich für
die einzelnen Staaten vieles und bringt die Gefahr mit
sich, daß der einzelne Mensch auf der Strecke bleibt.

Aber: Sieht wirklich alles so düster aus oder steckt in
dieser Krise nicht vielleicht sogar eine Chance? lst es

nicht besser,  ein Apfelbäumchen zu pf lanzen als in
Resi gnation zu v ert allen? Der derzeiti ge U mbruch mu ß
als Chance gesehen und genützt werden. Denk- und
Handlungsweisen der letzten Jahrzehnte sind heute
überholt. Was viel eher gefragt ist, ist internationale
Zusammenarbeit und Solidarität, weil nationale Politiker
und Politiken - nicht nur die österreichischen - durch
viele der heute anstehenden Fra-
gen überforded werden. Die "lnsel

der Sel igen" ist  wohl endgült ig im
Meer der Welt untergegangen. Das
ist kein Grund zur Trauer, sondern
birgt die Chance eines neuen
Verhältnisses der Staaten unterei-
nander in sich.

Der Tübinger Theologe Hans Küng
fordeft angesichts dieser Situation
in seinem Buch "Projekt Welt-
ethos" "Verantwordung der Welt-
gesellschaft für ihre eigene Zu-
kunft: Verantwonunq für die
Mitwelt  und Umwelt ,  aber auch für die Nachwelt .  Die
Verantworllichen der verschiedenen Weltregionen,
Weltreligionen und Weltideologien sind aufgefordert, in
globalen Zusammenhängen denken und handeln zu
lernen." Voraussetzung dafür, daß auch der einzelne
Mensch zu einer geglückten und erJüllten Existenz
kommt, ist f ür Küng, daß "der Mensch mehr werden
muß, als er ist :  er muß menschl icher werden! Gut für
den Menschen ist, was ihn sein Menschsein bewahren,
fördern, gelingen läßt. Der Mensch muß sein menschli-
ches Potentialfür eine möglichst humane Gesellschaft
und intakte Umwelt anders ausschöpfen, als dies bisher
der Fall war." Damit dieses internationale Zusammenle-
ben funktioniert, forded Küng ein verbindendes und
verbindliches Ethos für die gesamte Menschheit, ein
Weltethos. Die postmoderne Menschheit braucht ge-
meinsame Werte, Ziele, ldeale, Visionen.

An einer solchen Welt, an einem solchen Weltethos
mitzuarbeiten, ist Aufgabe und Herausforderung f ür
Österreich anläßlich des 5O-jährigen Republik-Jubiläums.
Österreich hat die Kapazitäten und Erlahrungen, um sich
in einen solchen Prozeß aktiv einzubringen. Wir alle sind
aufgefordert, durch unser Denken und Handeln Verant-
wortung für unseren Staat, für unsere Welt zu über-
nehmen.Und auch die katholische Kirche ist in einem
soJchen ProzelJ unverzichtbar.- Wer könnte Werte
besser vermitteln als die Weltreligionen und im besonde-
ren das Christentum? Voraussetzung dafürwird aber
sein, daß sie aus ihrem mittelalterlichen Schlaf envacht
und sich den Problemen des 3. Jahrtausends offen
stellt. Das wünsche ich mir als Österreicher und einer,
den diese Kirche trotz aller neoativen Seiten beoeisterl!

Herzliche Grüße

3 De n Crunrrn 1/95
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Senior:
Keine Nachwuchssorgen!

Schon einige Zeit ist es her, daß ich
zum neuen Seniorder Clunia gewählt
wurde; auch hat sich in derZwischen-
zeit schon allerlei getan.

Das erste Mal schnupperte ich vor
zwei Jahren Verbindungsluft und
wurde schließlich im Mai 7993 rezi-
piert. Nach einer etwas längeren
Fuchsenzeit, in der ich sowohl die ne-
gativen als auch die positiven Seiten
des Verbindungslebens kennengelemt
hatte, wurde ich endlich auf der
Dr.cer.-Kneipe im letzten Herbst ge-
burscht. Zuvor schon, im Sommerse-
mester 1994, wurde mir das Amt des
Budenwarts anvertraut, das ich bis
zum letzten Semester bekleidete. Auf
dem Wahl-AC Anfang Februarwur-
de ich schließlich zum neuen Senior
unserer Verbindung gewählt.

Arr dieser Stelle möchte ich gleich
das rreue ChargenkabineU. vorsiellen.
Nach dem letzten Sommersemester
bekleidet erneut Nora Kerschbaumer
v. Cherry das Amt des Conseniors.
Schon recht eifrig hat sie sich hinter
ihre Aufgabe geklemmt. Der Vorgän-
ger von Nora, Ralph Gut v. NuIl Korn-
ma Josef, übernimmt die Charge des
Fuchsmajors. Seine Aufgabe ist es, den
etlichen neuen Füchsen die studenti-
schen Bräuche näl-rerzubringen. Viel
Glück! Für die Protokolle und den
Schriftverkel-rr ist dieses Semester ein
Fuchs, besser gesagt eine Füchsin zu-
ständig, nämlich Karin Burtscher v.
Gagi. Schon fast verzweifelt war sie
letztes Semester, als sie jedem einzel-
nen wegen des Mitgliedsbeitrages
nachrennen mußte: Trotzdem erklärte
sich Alexandra Gschließer v. Mirakulix
erneut bereit, das Amt des Kassiers zu
übernehmen. Wir alle hoffen auf eine
bessere Zahltrngsmoral! Hinter der Bar
erblickerr wir ein altbekanntes Gesicht:
Als Budenwart 1 sorgtMarkus Halb-
eisen v. Meisel für unser leibliches
Wohl. Untershitzt wird er von Martin
Häusle v. Hippomax (BW2). Für die

Getränkefragen ist Bernhard Öhre v.
Hermes zuständig. Markus Berjak v.
Garfield ist der letzte im Bunde. Als
Sportwart hat er einiges geplant, wie
ein Fußballturnier, welches im Semes-
terprogramm nicht angeführt ist.

Bis jetzt gibt es nur Erfreuliches
von der Zusammenarbeit mit meinen
Conchargen zu berichten. Viele Verei-
ne bescl-räftigt das Problem des Nach-
wuchses. Was dies betrifft, bin ich in
einer glücklichen Lage. Die Clunia
kann zur Zeit eine Aktivitas von27
Mitgliedern vorweisen (darunter 9
Füchse), und die Spefüchse lassen
auch nicht auf sich warten. Weniger
zufrieden bin ich mit unserer Alther-
renschaft. Immer weniger Alte Herren
sind auf unseren Veranstaltungen zu
sehen. So waren sie zum Beispiel auf
der Semester-Weclrsel-Kneirre nu r zu
zweit vertreten.

WAs: Sie sind für viele unserer
AktiveneinGreuel. Auch am 10. März,
als uns WStV-Phxx Ing. Josef Tröscl-r v.
Hermes, DAW, über Osteuropa be-
richtete, waren nur wenig Interessier-
te anzutreffen. DochJosef Trösch ver-
stand es äußerst gut, über dieses The-
ma zu referieren und die Diskussion
dauerte mehr als 1 1/2 Stunden. Nicht
weil er es so geplant hatte, sondern
weil wir ständig nachfragtenl Die 10
anwesenden Aktiven wurden schluß-
endlich noch niritl2Pizzenund Tira-
misu für jeden belohnt. Ich möchte
mich an dieser Stelle noch einmal ganz
l-rerzlicl-r bei Dir, lieber Hermes, be-
danken!

Mir bleibt nur noch, allen Bundes-
geschwistern und Freunden der Clu-
nia ein schönes Sommersemester zu
wünschen. Vor allem seitens der Alt-
herrenschaft hoffe ich auf tatkräftige
Unterstr,itzung bei unseren Veranstal-
mngen.

Ulich Wi e der a. C stull S eni or

WirFuchsen sind hier
heut' gan z groß tdrum ubi
sunt qui ante nos...

Am 9. Februar 1995 fand auf un-
serer Bude der traditionelle Fuch,
senrummel statt. Das Präsidium
(Martin Häusle v. Hippo, Karin
Burtscher v. Gagi und Bernhard
Ohre v. Hermes) konnte neben zaN-
reichen Aktiven auch etliche Spe-
füchse begrüßen. Außerdem wur-
de Christina Häusle v. Nike von
Fuchsmajor Andreas Amann v. Znxt
rezipiert. Leider glänzte ein Groß-
teil der Althbrrenschaft (mit Aus-
nahme von einigen Unverwüstli-
chen) durch Abwesenl-reit. Trotz-
dem wurde es ein gelungenes Fest.

Achim Zortea v. Tassilo machte
seine Sache als Bierbursch ausge-
zeichnet. Neben Zoso und Martin
Reutz v. Pentz strapazierte vor al-
lem Markus Halbeisen v. Meisel
unsere Lachmuskeln mit seinem
Bierschwefel zum Thema: "Not-

wendigkeit eines Full-Size-Airbags
für ein Kondom wegen der hohen
Aufprallgeschwindigkeit auf ein
Federbett". Außerdem machte
Hippo von seinen Rechten im ver-
kehrten Bierstaat Gebrauch und ließ
Alexandra Gschließer v. Mirakulix
sich wegen zügellosen Schwätzens
stärken. Dadurch machte er sich
dafür verantwortlich, daß diesel-
bige wegen ihres Cola-Rausches
eine schlaflose Nacht verbrachte.
Die ganze Aktivitas wartet immer
noch sehnsüchtigst auf die aus-
ständige Runde, die unser Philis-
tersenior Peter Nachbaur v. Kapf
und seine Frau Sonja Nachbaur v .
Piccola durch ihr Zuspätkommen
verschuldet haben. Nichtsdes-
totrotz hatten alle, wie auch wir
selbst, vielSpaß, und wirwünschen
dem nächsten Präsidium bei seinem
Fuchsenrummel alles Gute.

Kqrin Burtscher a. G agi €t
Martin Häusle a. Hippo

Drn Cr"uNrun 1/95
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LiebeClunieq
liebe Freunde der Clunia!

Mit Ende 1994 ist die Frist für die
Einreichung von schriftlichen Anträ-
gen für Anderungswünsche der neu-
en Ceschäftsordnung (GO) abgelau-
fen. Kein einziger Antrag hat uns er-
reicht, somit muß die überarbeitete

Absage. Alexander Muxel v. Clochard
erklärte sich bereit dieses Amt von
Hooligan zu übernehmen. Clochard
ist fertig ausgebildeter Betriebswirt
und versucht bei der "Creative Stem-
pel Company" Stempef hergestellt aus
reinen Naturprodukten, im deutsch-
sprachigen Raum als neues und noch
unbekanntes Produkt einzuführen.
Clochard ist vielen Clu-Lesern nicht
unbekannt, da er schon zahlreiche

PHILISTE
GO bereits den Vorstellungen aller
Clunier entsprechen, oder nicht? An-
läßlich des Cumulativconventes wer-
den wir endgültig über das Inkrafttre-
ten der GO abstimmen und uns dann
nach ihr orientieren.

Philistersenior Peter Nachbaur

Auf d em Alt-Clunia-Convent an-
läßlich des 86. Stiftungsfestes wurde
das Philistercl-rargenkabinett beauf-
hagt, fiir unseren Philisterkassier Heinz
Gesson v. Dr.cer. Hooligan, seit gut
einem Monat neuer Obmann des
Fischereivereines Feldkirch, eine(n)
Nachfolger(in) zu finden. Diverse Clu-
nier befragte ich und erhielt aber von
den meisten bis auf einen eine klare

Chargen als Aktiver bekleidet hat und
bei Bedarf stets hilfreich zur Stelle war
und ist. Clochard zeigt auch bei der
OVP Rankweil Engagement und ver-
sucht durch seine Mitarbeit in der
Cemeindepolitik den Lebensraum
Rankweil zu verbessern. Junge Leute
mit Einsatz sind für die OVP gerade
in so schwierigen Zeiten wie jetzt
lebensnotwendig!

Dem Senior des Wintersemsters,
Tanja Handle v. Juno, und ihrem Team
sei an dieser Stelle nochmals recht
herzlich für ihr wirklich gelungenes
Semester gedankt. Sie haben die Latte
für das neue Chargenkabinett recht
hoch gelegt, doch auch der neue Senior
Ulrich Wieder v. Catull und seine
Mann(Frau)schaft reichen schon nach
ihr und zeichen sich durch große Selb-
ständigkeitaus.

DiejenigenAlt-
Clunier, die ihren
Mi tg l i edsbe i t r ag
1994 noch nicht be-
zahlt haben, bitten
wir diesen schleu-
nigst einzuzahlen,
dabereitsim Aprll/
Mai die neue Zah-
lungsaufforderung

für 1995 erfolgen wird.

Dies waren die Neuigkeiten in al-
ler Kürze. Euch allen wünschen wir
wieder viel Spaß beim Lesen des Clu
und würden uns über einen Besuch
auf der Clunia-Bude freuen.

In Treue festl

P eter N achb aur a. Kapf , Phx

! :
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Neuer Philistersenior bei
derKMV Sonnenberg

Am 11. Februar 1995 war es wie-
der so weit: Der "alte" Philisterseni-
or Kbr. Dr. Bernhard jochum war
nach vierJahren des Aufbaus seines
Amtes überdrüssig, da die immer
zahlreicher werdenden Verpflich-
tungen seines Berufes ihn in ä". op-
timalen Ausübung dieser Funktion
hemmten. Als Kbr. Jochum dieAuf-
gaben des Phil isterseniors vor vier

Jahren übernahm, war die Aktivitas
ein kleiner Haufen von Maturanten
mitnur einem Fucl-rs - die Altherren-
schaft bröckelte langsam auseinan-
der. Während seiner Amtszeit wur-
den die Finanzen in Ordnung ge-
bracht, die Zahl der Aktiven erhöhte
sich und mehrere Philister besuch-

ten wieder regelmäßig Veranstaltun-
gen. Der Altherrenconvent entlastete
Kbr. Jochum 

"mit Dank und Aner-
kennung". Dennoch zog er sich nicht
ganz zurück: Er bewarb sich für das
Amt des Philisterstandesführers, um
so weiterhin für die Sonnenberg da
zu sein.

Für das Amt des Philisterseniors
bewarb sichMag. Gerald Fenkartaus
Bürs und er wurde einstimmig ge-
wählt. Kbr. Fenkart hat im letztenlahr
das Lehramtsstudium der Mathema-
tik und Physik abgeschlossen und
dient derzeit als Präsenzdiener in der
Walgaukaserne Bludesch. Er bringt
sehr viel Enthusiasmus und neue Ide-
en mit, die gemeinsam mit den Er-
fahrungen des restlichen Vorstandes
in eine hoffentlich erfolgreiche Zu-
kunft für die KMV Sonnenberg füh-
ren. Dem neuen Vorstand viel Glück
und Erfolg!
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Lobesworte
ztJ, einer Bandverleihung
Am 5 . Nouember des Vorjahres aerlieh die KMV Kustersberg

Bregenz ihr Band nn Prof , Klaus Plitzner und Prof . Dr Wolf-

gang Scheffknecht. Die Laudatio alr der illustren Coronn

hielt Bbn Dn Arnulf Benzer:

Liebe Bundesbnider jüngeren und
älteren Datums! Verehrte Damen!

Wir haben bereits eine festliche
Rede gehört. Darum soll mein Teil
weniger festlich und eher locker sein:

Ihr habt gut gewählt! Die neueste
Linie zeigt es: Wolfgang Türtscher -

Alois Mock - Klaus Plitzner - Wolf-
gang Scheffknecht. Nicht schlecht:
Wellenstein und Kustersberg greifen
nach den Sternen!

Heute stehen diebeiden Letzteren
im Mittelpunkt. Zwei Professoren.
Unter den fast hundert Lehrenden am
1 0O-jährigen Bundesgymnasium Bre-
genz-Blumenstraße zwei besondere
Pflanzen, faßbar, stämrnig, wetterfest.
Das war bereits eine Prae-Laudatio.
Sie soll in relativer Kürze unterlegt
werden.

"Scheffknecht", der Name fuhrt di-
rekt in die größte Marktgemeinde
Osterreichs. Dies ist aber nicht das ein-

z ige e inmal ige
KennzeichenLmte.
naus. Mit Fleiß, ru-
higer Zielstrebig-
kei t ,  humanist i -
scher Ausbildung,
einer Forschertätig-
keit, die selten be-
achtete Randgrup-
pen früherer Zeiten
erfaßte - vielleicht
regte ihn dabei die
Nähezuechtenund
vermeintlichenUr-
väter-Müttern an -,

durch eine glückli-
che Familienbil-
dung, die es bis
jetztzu drei kleinen
C o u l e u r d a m e n
brachte.  Mi t  a l l
dem vermehrt
Wolfgang Scheff-
knecht die sprich-
wörtliche Eigenart
voiklicher Sonder-
heit dieses äußerst
lebendigen Relikts

KusrnnseEnc

aus "dunkler" Zeit am Rhein.

Ich selbst  kenne den neuen
Bundesbruder in seiner führenden
Mitarbeit an der Volkshochschule
Bregenz, als Gründer der Volkshoch-
schule Lustenau, ich kenne ihn in sei-
ner Tätigkeit an der Landesbibliothek,
die er leider aus Liebe zum Lehrberuf
zu Euren Gunsten aufgegeben hat. Er
erfüllt nebenbei ein altLibernorunenes
Prinzip, daß Gymnasiallehrer ihre
Weisheit, die Erfahrungen mit Euch,
im Rahmen der Erwachsenenbildung
verwerten sollen.

Und da ist noch der gleiche und
doch ein anderer: Klaus der Plitzner.
Bei ihm blitzt es wirklich oft und un-
erwartet. Er ist unwahrscheinlich le-
dig und frei in der Beweglichkeit vom
Denken und Handeln. Er hat nicht
umsonst in der Großstadt Wien Geo-
graphie studiert. Er läßt es längst nicht
bei der Theorie bewenden. Er bum-
melt durch dieWeltund kein Erdteil
ist vor seiner Neugier sicher. Auf
Trampelpfaden ist er ebenso daheim
wie im Pullmannwagen nach Encho-
ride. Es ist also anzunehmen, wie le-
bendig Erdkunde bei Prof. Plitzner
seinmuß.

Daneben aber ist der Klaus ein ech-
ter Couleurstudent, denn er ist es ja
schon seit 1977. Ein flotter Bursch, der
zu allemnoch die BregenzerStelle des
Ludwig-Boltzmann-Instituts f r-ir neue-
re österreichische Geistesgeschichte
betreut. Er forscht wie Wolfgang
Scheffknecht - nur in anderen Rich-
tungen; sie dürften - so wie er veran-
Iagt ist - viele Möglichkeiten offen las-
sen!

Wir sehen - zwei professorale Per-
sönlichkeiten, Musterstticke ihres Be-
mfes, erfreulich ähnlich. erfreulich ver-
schieden, noch nicht verehrungswür-
dig wie alte Herren, aber schon aner-
kennenswert, deshalb die Ehrung. In
einem sind sie gleich: Beide sind - wie
ich höre - streng im Unterricht, beide
"fordern" in ihren Fächern und beide
sind beliebt! Cibt es eine bessere Aus-
sage über pädagogische Partnerschaft?

Ich glaube, es ist vorteilhaft für bei-
de Seiten, wenn es Lehrer gibt, die in
eine Verbindung integriert sind. Auf
anderer Ebene gibt es ein anderes Ken-

Die beiden Neo-Kustersberger mit ihrem Lobredner: Dr. Wolfgang
Scheffknecht, HR Dr. Arnulf Benzer, Dr. Klaus Plitzner(v.l.n.r.)
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nenlemen. Überhaupl Ich sehe ftir eine
Studentenverbindung unseres Cou-
leurs an einer AHS drei Hauptauf-
gaben als Existenzberech tigu ng:

Dr ei H nup t auf gnb en einer
Studentenaerbindung

Eine Cemeinschaft soll entstehen,
die mehr ist als nur eine vorgegebene
Klassen- oder |ahrgängergleichheit,
denn, wer MKVer ist, Iegt Wert auf
weltanschauliche Fundierung und
Orientierung. |edes Boot, das da drau-
ßen auf dem See fährt, muß Position
einnehmen, um zu erkennen, wohin
es geht. Unsere Position ist klar: Das
Christentum katholischer Prägung ist
kraft seines göttlichen Stifters mit
nic}rts vergleichbar. Wenn da zum Bei-
spiel ein Magister im Unterricht
antichristliche Töne von sich gibt,
wehrt Euch in geeigneter Weise. Dar-
an soll man furchtlose KBer erkennen!

Die Grünen bernühen sich, aus ih-
rer Sicht eine Weltanschauung zu ma-
chen. Da könnte rnan mit ironischem
Vergnügen darauf hinweisen: Die Ur-
großväter unserer Verbindung haben
auf dem Kustersberg unter den dräu-
enden Felsen des Känzeles, irn Anblick
des volkreichen Rheintales, umgeben
von einem einmaligen Kranz der
Heimatberge mitten im Crünen feste
Position bezogen und diese "Kusters-

berg" benannt. Und zur Hauptfarbe
"grrjn" gewählt....

Schließlich kann die Verbindung
eine Vorübung, ein vorbereitendes
Praktikum fürs Leben sein, indem
zum Beispiel die Mitglieder mit gu-
ten Umgangsformen vertraut gemacht
werden, an denen es heute stark man-
gelt, die aber für Erfolge im Beruf
unersetzlich sind, oder die Schulung
durch den Burschenconvent, wieman
diskutiert, Anträge stellt, kurz, wie
man miteinander im Gespräch korrekt
umgeht.

Liebe Bundesbrüder, Ihr ehrt also
mit Recht die Professoren Klaus
Plitzner und Wolfgang Scheffknecht.
Die beiden ihrerseits aber ehren - das
sei dankend vermerkt - mit der An-
nahme des Bandes unsere "Kusters-

berg".

Dankeswortevon
Prof. Dr. Klaus Plitzner

(Ausschnitte)

[...] In dieser Zuerkennung des
Ehrenbandes sehen wir nicht nur
eine Ehre, sondern speziell auch ei-
nen Aufhag, konservative Werte zu
leben und nicht Moden zu folgen,
die wie Banknoten den Besitzer
wechseln.

[...] Der Professorenberuf ist
nre l r r  a ls  nur  d ie Unterweisrrng in
einem Fach. Er endet weder mit
dem Läuten noch läßt sich sein wah-
rer Stellenwert an der Summe auf
dem Cehaltszettel ablesen. Eine
scheinbare Modernität und Fort-
schrittlichkeit, die sich bei näherem
Hinsehen nur als Populismus ent-
puppt, kann nicht das Ziel einer
wirklichen C)..mnasialbildung sein.
Zu oft hat der kurzsichtige und bei-
nahe marktscl-rreierische Ruf nach
zweckorientierter Ausbildung die
humanistisch ausgerichtete, umfas-
sende Al lgemeinbi ldung ver-
drängt. Hat sich die Bildung nicht
vielmehr am Menschen und seinen
Bedürfnissen zu orientieren als an
tagespolitischen Schlagworten? Bil-
dung, nicht pädagogischer Aktio-
nismus, muß unsere Devise lauten.

Es freut uns außerordentlich,
zahlreiche Scl'rüler unter unseren
Bundesbrüdern erkennen zu kön-
nen. Die vier Prinzipien Religio,
Scientia, Amicitia und Patria, de-
nen wiruns verpflichtet frihlen, lie-
be junge Bundesbrüder, sollen uns
Auftrag sein, jederzeit für Euch
Cehör zu haben, bei studentischem
Frohsinn und akademischem Tun.
In Anspielung auf die KB sollen sie
lauten:
Religio: Katholische Bekenner und
nicht kleingläubige Barockengel
Scientia: Klassische Bildung und
nich t klei nka rierte Besserwisser
Patria: Konservative Burschen und
nicht konturlose Befehlsempfänger
Amicitia: Kultivierte Biergenießer
und nicht kultische Biersäufer

Dankesworte von Prof.Dr.
Wolfgang Scheffknecht

(Ausschnitte)

[... j Meine Arbeit als Historiker,
auch und vor allem im Vorarlberger
B i l dungs -  und  S tuden tenge -
schichtsverein, hat es mir im Laufe
der Zeit immer deutlicher gemacht,
wie wichtig die Pflege der studen-
tischen Tradition ist, wieviel wir
aile ihrverdanken.

Ich würde es für einen großen
Verlust halten, würde man das
Gymnasial- und Universitätsstudi-
um auf nüchterne Wissensvermitt-
lung oder rein zlveckorientierte
Ausbildung reduzieren. Jene jun-
gen Menschen, die das Glück ha-
ben, ein Universitätsstudium ab-
solvieren zu dürfen, werden zum
Teil in verantwortungsvollere Po-
sitionen gelangen. Diese verlangen
nicht nur größeres Wissen, sondem
sie stellen auch erhöhte Anforde-
rungen an die persönliche Verant-
wortung. Die traditionellen Werte
unserer Verbindung können hier
Halt und Festigkeit geben.

Ein weiterer Anker kann in die-
ser Beziehung auch die Liebe zur
Heimat  sein.  Diese kann nur  e iner
vertieften Kenntnis der eigenen Ge-
schichte und Kultur entspringen.
Mir persönlich ist es immer ein An-
liegen, den heranwachsenden jun-
gen Menschen Kultur und Ge-
schichte unserer engeren Heimat,
des Bodenseeraumes, nahezubrin-
opn

Das Interesse an der Kultur und
Ceschichte der eigenen Region be-
nötigt immerwieder Anstöße, um
sich entwickeln zu können. In mei-
nem Fallbin ich einer ganzen Reihe
intimer Kenner cler Geschichte des
Bodenseeraumes für ihre Anstöße
zu Dank verpflichtet. Einer von ih-
nen ist heute hier anwesend: HR
Dr. Arnulf Benzer. Ich möchte die
Gelegenheit nützen, ihm dafür
recht herzlich zu danken. [...]

DrnCluNmnl/95



Der zufriedene Landessenior
lch möchte mich einmal kurzvor-

stellen. Mein Name ist Philipp Schrirk-
kenfuchs. Ich bin 18 fahre alt, Wellen-
steiner urld Landessenior seit Septem-
ber 1994. Die zweite Hälfte meiner
Amtsperiode hat angefangen, und es
gibt einiges zu berichten. Wir hatterr

v o m  4 .  u n d
5 .2 .7995  i n
Vorarlberg ein
MKV-Serninar
über Rechtsrtr-
dikaLismus.Ne-
ben Vorarlber-
gern kamen
auchl(.rrtellbni-
der  u r rd
schwestern aus
ancleren Bun-
desländern auf
der-r  Vik tors-
berg,l,r'o das Se-
rnir-rar stattfar-rd.

In letzter Zeit hat der Landesverbancl
we.nig für die Bildung der Vorarlber-
ger Aktivitas getan, da wir keincn Bil-
dungsreferenten hatten. Dies hat sich
nun geändert, da wir, erfreuLicherwei-
se, zwei Clunier gefunden haberr, die
dieses Amt übernahrnen. Es sind dies
Tiromas Buscht.r v. Buschtus und Mi-
chael Rusch v. Smily. Sie haben auch
ziemlich viele neue Ideen mitgebracht.
Am 26.3.1995 fand zurn Beispiel in
Wol fu rf ein "Cu fes Berrehmerr/Corn-
ment"-Semilar statt. Referent war un-
ter anderem Wilfried Hieble, Tanz-
scirulleiter aus Dornbirn. Wir haben
aber auch noch andere Veranstaltun-
gen fur dasJalu 1995 geplant, wie zurn
Beispiel eir-re Exkursirxr ins ehemalige
KZ Dacl'rau unter Führung eines da-
maligen Insassen. Neben Seminaren
l'raben wir aber noch einen weiteren
Schwerpunkt in diesem Semester,
nämlich derr Pennälertag in Bruck an
der Mur. Ich hoffe, daß aucl-r dieses

Jal'rr wieder so viele Aktive wie letztes

Jal'rr mit zu cliesem Ereignis des Jahres
faluen.

Mit der Keilung der Füchse schaut
es auch nicht so scl'rlecht aus. Spitzer-r-
re i tcr  bei  den Kei lungcn s ind d ie

Siegberg Dornbirn und die Clunia
Feldkirch. Komiscl-rerweise sind es
gerade die zwei Verbindungen in
Vorarlberg (Osterreich), die Mädchen
als Vollmitgiieder aufnehmen. Ob es
vielleicht etwa damit zu tun hat? Das
l-reißt aber noch lange nicht, daß die
anderen Verbindungen keine Füchse
haberr. Wir in Vorarlbere sind im Mo-

VonenLsERGER MCV

ment in der Keilung an erster Stelle im
MKV.

Unsere Verbindungen haben aber
auch Kontakte zu Verbindungen in
anderen Bundesländern und anderen
Staaten wie der Schweiz und Liech-
tenstein geknüpft.Ich kann mich also
auf die zweite Hälfte meiner Amtszeit
freuen und hoffe, daß sie auch so schön
wird wie die erste.

Ph iI ipp S chr ö ck enfuch s zt.
Oth a I I o, WSB, Landessen i or
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Lx Phil ipp Schröckenf uchs

Seminar: Rechtsextremismus
"Eine geballte Laclung an Infor-

rnatic.ln kommt in diesem Seminar auf
urls zu": stand in der Einlardung zurn
von Bbr. Dr.cer. Plus organisierten
Seminar über Rechtsextremismus im
Rahmen des MKV-Jaluesthemas "Ak-

tiv gegen Radikaiismus". Es kam
wirklich eine geballte Ladung auf
Llns zu. Nicht nur Vorarlberger
lauschtc.n den äul3erst interessanten
Vorträgen der KbrKbr. Klaus Zell-
hofer (Merc), Karl Bcjhm (KRW) urrd
nicht zuletzt Bbr. Christian Buchar
(TKW, CLF), es \varen auch Teilneh-
mer der Thuiskonia Wicn, der Kreu-
zenstein Wien und der Hertenberg
Telfs (sogar mit einem Mädchen) ver-
treten. Leider fanden unsere KbrKbr
der Kustersberg und Augia Briganti-
na, deren Weg weniger weit gewe-
sen wäre, nicl-rt den Weg nach Vik-

torsberg, wo das Seminar stattfar-rcl.
Verschiedene Thernery wie Allgemei-
nes zum Rechtsexhemismus, dessen
Zei turrgslandscha ft, Revisiorr ismus.
die Osterreichischen Burschenschaf-
ten und die internationale Vemet-
zung cles Rechtsextremismus in Err-
ropa, lvurclen von den sehr kclmpe-
tenten Refercnten aufbereitet. Viele
Beispiele. von rechtsradikaler Lektü-
re, Filmausschnitte und eine Mer-rge
von Unterlap;en machten dieses
Wochenendseminar sehr anschau-
Iich, und es bot so den zahlreichen
Teilnehmern viele neue lnfclrmatio-
nen, die "hirngerecht" aufbereitet
waren. Buchtip: Wolfgang Purt-
scl-reller, Die C)rdnung. die sie mei-
nen - "Neue Rechte" in Osterreicl-r.

Thomss Buschta a. Buschtus
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Das illegale Interview
N a ch Ro nnt1 H oll e n s t e in, SID, un d B er nh ar d Ru e t z ko mm t

der Bundesschulsprecher nuch in diesem Schuljnhr ruieder
au s V 0 r ar lb er g : C o rn eli a B r eulS au s Rankw e il, S chül er in

der 5. Klnsse der Bundeslehrnnstalt für Kindergnrten-Ptidn-
glgik in Feldkirch. Wir sprachen mit ihr über die aktuelle

BildungsTtllitik, obwohl sie dazu gar kein Recht hritte.

CLU: Comelia, wiewird man ei-
gentlich Bundesschulsprecherin?

Cornelia: Ich war zuerst Klassen-
sprecherin, kam als solche zu einem
Seminar der Landesschülervertretung
und lernte dort die Landesschüler-
vertreter kennen. So kam ich in die
damalige UHS, heutige Schülerunion.
Dort kümmerte ich mich um Seminar-
projekte. Im Laufe der Zeit wurde icl-r
Schulsprecherin und wurde in die
Landesschülervertretung gewählt.
Das war in einer Zeit, als Ronrry Hol-
lenstein und Berrrl-rard Ruetz Bundes-
schulsprecher waren. Vor einem Jahr
entschied icl'r mic}r, selbst zu kandi-
dieren. Alle Landesschulsprecher
wählen aus ihrer Mitte clann einen als
Sprecher und Kontaktperson. Das
Wort "Chef" I-röre ich überhaupt nicht
gern.

CLU: Was sind eigentlich die Auf-
gaben einer Bundesschulsprecherin?

Comelia: Die Au-fgaben sind ziem-
lich vielschichtig. Einerseits bin ich
Ansprechpartner für Schüler und
Scl-rülervertreter, die Probleme haben,
einen Tip brauchery Sorgen haben. Auf
der anderen Seite bin ich Ansprech-
partner für das Ministerium ,nd otfi-
zielle Stellen (Parlamentsabgeordnete,
Parteien). Das Ziel ist, daß ich dem
Ministerium die Wünsche und die
Meinungen der Schüler mitteile. Au-
ßerdem möchte ich gerne etwas fri-
schen Wind in die Behörden hin-
einbringen, was aber sehr mühsam ist.
Es sollte auch das Ziel sein, dem Mini-
sterium neue Ideen zu bringen, weil

vor Busek eigentlich alles vollkom-
men ideenlos ablief. Jetzt kommt un-
ter Busek gottseidank wieder etwas
mehr Bewegung in den Apparat.
Auch der Offentlichkeit gegenüber
möchte ich die Anliegen der Schüler
präsentieren, was ich aber rechtlich
gesehen eigentlich nicht dürfte. Im
Prinzip ist bereits dieses Interview il-
legal. Aber es gibt eben gewisse Ge-
setze, die man übertreten muß, um
sinnvoll arbeiten zu können.

CLU: Bleibt daneben auch noch
Zeit für die Schule?

Cornelia: Die nehme ich mir, da
ich in der Maturaklasse bin. Ich l'rabe
die Schulsachen immer dabei. Da-
durch, daß ich in derWoche ungefälrr
zwanzigStunden im Zug verbringe,
habe iclr genug Zeit zumLernen.

CLU: Wo liegen derzeit die wich- CLU: Abgesehen von der gestri-

tigsten Anliegen der schülervertre- gen,Demonstration, scheint es aber

tung? 
- doch so, daß es am einfachsten ist,

Cornelia: Ganz wichtie ist. daß beischülernundStudentenzuspa-

man endlich von dem Hlci_Uack ln 
ren. Ist es nicht so, daß den Schülem

derschulpolitikwegkommt,vondem eineentsprechendeLobbyfehlt?
"Wischiwaschi", das mit Schule im Cornelia: Wir haben inzwischen
Grunde überhaupt nichts zu tun hat, fast wöchentlich die Möglichkeit, mit
sondern hauptsächlich mit Gesell- demMinisterzureden,aberdasnützt
schaft und Politik. Es wäre mir ein nicht viel, weil wir nie einen solchen
Anliegen, sich wichtigere Dinge zu Druck ausüben können wie z.B.
überlegen, als sich auf einer Demon- Lehrervertreter. f)as sah man bei den
stration mit Eiern zu bewerfen. (Am 45 Minuten ganz deutlich. solange die
24. März fand in Wien eine große Schülervertretung gesetzlich keine
schülerdemo statt, bei der schüler mit anderen Möglichkeiten hat, wird sich
Eiern und Tomaten um sich warfen.) da auch nicht viel ändern. Wir sind
Das ist nicht das, was ich mir unter theoretischnureinAnhängseldesMi-
Aktionen der schüler vorstelle. Man nisteriums und habenkeinöffentlich-
könnte in den schulen selber als keitsrecht. Es ist sicher das Frustrie-

Schülervertreter unheimlich viel ma-
chen und es wäre gescheiter, die Ener-
gien dort einzusetzen als bei un-
differer-rzierten Demos. Es gibt am
Sparpaket sicher einiges zu kritisie-
ren, weil einfach an den falschen Stel-
len gespart wird. Aber daß gespart
werden muß, sollte jedem klar sein -

nicht nur mir als Vorarlbergerin. Lie-
ber sparen wir heute, als daß ich mir
darln Sorgen machen muß, wie meine
Kinder in die Schule kommen. Ich ver-
stehe - ehrlich gesagt - diese Gegenbe-
wegung nicht ganz. Es gibt zum Bei-
spiel sicher einige Freigegenstände,
die nicht Aufgabe der Schule sein
müßten. Bei Zusatzleistungen wie
Schachunterricht, Reiten oder Tennis-
stunde besteht die Möglichkeit zu
streichen. Ich habe durchaus auch
meine Probleme mit dem Sparpaket,
aber ich verstehe nicht:anz, wie es zu
solchen Demonstrationen kommt. Ich
glaube, hier wurden die Schüler von
den Lehrern benützt, um ihre Proble-
me zu transportieren. Wenn der Wie-
ner Stadtschulratspräsident einen Er,
laß herausgibt, man müsse alle Schü-
ier auf die Demo gehen lassen, dann
frage ich mich, wo da nocl'r Entschei-
dungsfreiheit ist. Es ist ja auffallend,
daß wir Schüler in den letzten paar
Monaten interessant geworden sind,
aber nicht, weil wir Scl-rüler so inter-
essant sind, sondern weil die Lel'rrer
ein Problem haben. Da n-rüssen wir
Schüler aufpassen, daß wir nicht miß-
brauchtwerden.
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rende an der Schülervertretung, daß
man im Kleinen viel machen kam, aber
im Großen schnell zum Spielball an-
derer Interessen wird.

CLU: Welche Rechtewürdest Du
Dirwünschen?

Cornelia: Daß ich zum Beispiel
eine Pressekonferenz geben kann, ohne
daß ich im Ministerium Drohungen
erhalte. Daß ich selber über ein Bud-
get verfügenkann, ohne im Ministeri-
um nachfragen zu müssen, ob ich mir
einen Radiergummi um zehn Schilling

Wünscht sich mehr Rechte: Cornelia Breuß

kaufen darf. Wir haben jetzt eine
viertägige Sitzung: Mit Müh, und Not
bekamen wir eine Unterkunft, aber
Essen bekamen wir keines. Da wer_
den einem viele Steine in den Weg
gelegt. Fahrtkosten werden oft nichi
zurückerstattet. Es wird viel gemacht,
um es uns schwer zu machen, und
man muß extrem stur und zäh sein,
damitmanweitermacht.

CLU: Und ist da irgendeine Bes-
serung der Situation in Sicht?

Cornelia: Ich hoffe, daß durch den
Ministerwechsel einiges in Bewegung
geraten ist. Wenn sich die ganze Auf_
regung, auchum Busek als parteichef,
gelegt hat, kann man anfangen, kon-
struktiv zu arbeiten. Ich hoffe, daß das
spätestens im Herbst der Fall sein wird.

CLU: Hat die Schülervertretung
eigentlich irgendwelche Mitbestim-
mungsrechte?

Cornelia: In der Schule selber ha-
ben wir die Rechte im Schulgemein-
schaftsausschuß. Auf Bundäsebene
wird es sehr schwierig. Wir haben das
Recht, daß wir viermal im Jahr eine
Sitzungmit dem Minister haben. Wir
sind aber sehr auf die Gnade einzelner
Leute angewiesen. Heuer kam uns
zugute, daß uns die Medien ziemlich
positiv gegenübergestanden sind. Mit
einem gewissen öffentlichkeitsd ruck
läßt sich viel bewirken.

CLU: Zurück zum Sparpaket:
Welche Punkte hältst Du darin für
akzeptabel, welche füLr inakzeptabel?
Wo würdest Du im Schulbereich spa-
ren?

Cornelia: Ich könnte mit dem
Selbstbel-ralt bei den Schrilerfreifahrten
durchaus leben. Ich würde mich nie
dafür einsetzen, aber ich kann es ak-
zeptieren. Es ist allerdings unglaub_
lich, daß bei den Schülerfreifahrten
den Verkehrsunternehmen nicht nur
die Strecke gezahlt wird, die man tat-
sächlich fährt, sondern für das ganze
Jahr eine Vollpreis-Netzkartel Den
Selbstbehalt bei den Schulbüchern
sehe ich weniger ein, da man dort ganz
anderssparen könnte, indem -*.rl-
Beispiel nur die Schulbücher bestellt,
die man auch braucht. Man sollte end-
licl-r anfangen, Schulbuchladen einzu-
richten, was in Vorarlberg schon ziem-
lich gut funktioniert. Was ich aber
überhaupt nicht verstehe, ist die Er-
höhung der Schülerhöchstzahlen. Da-
gegen wehre ich mich furchtbar, weil
die Situation bereits jetzt unerträglich
ist. Das ist unvorstellbar frir michl Ich
glaube aber, wir müssen wegkornrnen
von dem Gedanken, daß Biidung ab-
solut umsonst ist. lch glaube, daßhan
nicht nur bei den Freifächern kürzen
könnte, sondern durchaus auch bei
den Pflichtfächern. Es ist eine Frage,
ob man Latein wirklich so ausfuhrlich
braucht. Es werden viele Sachen un-
terrichtet, die nicht nötig sind, aber
Dinge, die man bräuchte, z.B. politi-
sche Bildung, Praxisbezug, fehlen.

CLU: Woran scheitert eigentlich
die Schulbuchlade?

Cornelia: Von Lehrerqewerk-
schaftsseite kommt der Eiispruch,
weil damit ein Verwaltungsau?wand

INrrnvrEw

verbunden ist. Aber da könnte man ja
auch die Schüler miteinbeziehen. Bei
uns in der Schule funktioniert das auch
ganz gut. Andererseits ist der Einfluß
der Schulbuchverlage sehr groß, die
zum Teil dem Staat gel-rören. Dort
ftirchtet man.weniger Einnahmen. Vor
allem die SPO ist ein extremer Gegner
der Schulbuclrlade. Das ist das Furcht-
bare an der Schulpolitik, daß sie im-
mer in Parteipolitik mündet.

"DrE FönpEnuNG voN
BEcanrEN uND wENrcER
BpcaernN soLLTE vER-

STARKT WERDEN.''
Cornelia Breuß

CLU: Für wie gut hältst Du ei-
gentlich das österreichische Schul-
system?

Cornelia: Ich glaube, daß es bei
weitem nicht so schlechtist, wie man
immer sagt. Es besteht für jeden die
Möglichkeit die Schule zu besuchen,
die seinen Fähigkeiten entspricht. Ver-
stärken sollte man den Bereich der
Begabtenförderung beziehungsweise
der Förderung von weniger Begab-
ten. Es sollte mehr auf den einzelnen
Schüler eingegangen werden. Es muß
mehr Rücksicht darauf genommen
werden, daß 30 Schüler nicht über 12
Jahre auf dem gleichen Stand sein kön-
nen. Die Drchlässigkeit zwischen den
einzelnen Schultypen sollte besser
werden. Ganz sicher erneuert gehö-
ren d ie Hauptschule und der lo ly-
technische Lehrgang, weil es keine
Lösung ist, alle Kinder ins Gymnasi-
um zu schicken mit dem Argument,
daß sie in der Hauptschule nichts ler-
nen. Mein Traum von Schule wäre,
daß ich mehr selber wählen kann, was
ich machen will. Das ist wohl eine
Utopie, aberich würde mir so einähn-
liches System wie in Amerika wün-
schen. Es sollte ein gewisses Grund-
paket geben und den Rest kann man
sich selbst zusammenstellen. Dort
könnten Politische Bildung, Wirt-
schaft, Teamzusammenarbei t, proiekt-
a rbeit hineingenoffunen werden.

H
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CLU: Wie glaubst Du, können die
Probleme an den AHS gelöst wer-
den?

Cornelia: Da sollte man als erstes
bei den Hauptschulen ansetzen. Sie
sollten aufgewertet werden, dort soll-
te mehr Celd investiert werden. Die
Lehrerausbildurrg in Hauptschulen
muß verbessert, der Unterricht attrak-
tiver gestaltet werden. Die HS sollten
auch eine Vorbereitung auf die Lehre
sein. Das Gymnasium sollte allge-
meinbildend bleiben und hat daher
eine ganz andere Zielsetzung. Die
Trennung zwischen G).'mnasium und
Hauptschule muß klarer werden. Ob
eine Aufnahmsprüfung so viel bringt,
bin ich mir nicht sicher, weil ich nicht
weiß, ob ein 10-jähriges Kind inner-
halb einer halberr Stunde zeigen kann,
was es tatsächlich leisten kann.

CLU: In welche Richtung sollte
eine verstdrkte Lehrerausbildung ge-
hen?

Cornelia: In die pädagogischeund
fachliche. Ein Lehrer sollte nicht nach
abgeschlossenem Studium 40 Jahre auf
dem gleichen Stand bleiben. Es sollte
Lehrern - auch mit finanziellenAnrei-
zen - die Fortbildung schmackhafter
gemaclrt wer den. Zur Zeit sind f a die
Lehrer, die sich fortbilden, die dum-
men.

CLU: Wie glaubst Du, kann der
Unterricht den Anforderungen ge-
recht werden, die heute in der Ge-
sellschaft an Menschen gestellt wer-
den?

Cornelia: Wir müssen uns bei den
Inhalten überlegen, was noch aktuell
ist, was Neues dazugekommen ist, und
müssen schauen, daß der Lehrplan
auf  dem Laufenden b le ibt .  Bei  der
Methode sollten die Lehrer die Mög-
lichkeit haben, anderes als Frontalun-
terricht zu machen. Auch die Schüler
sollten Methoden lemen, wie man rich-
tig lernt. Mehr Praxisbezug,Bezug zur
Arbeitswelt, die verstärkte Ein-
beziehung von schulfremden Perso-
nen wären unbedingt notwendig. Die
Schule sollte offener werden. Auch
eine andere Motivation der Schüler
neben den Noten sollte man sich über-
legen.Ich glaube nicht, daß Noten den
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Kindern schaden, und ichbin sehr für
die Beibel-raltung des Notensystems,
aber es muß doch andere Möglichkei-
ten auch noch geben, jemanden dazu
zubewegen,etwaszu fun.

,,ZLJRZzv 
SIND JA DIE

LESRER, DIE SICH FoRT-

BILDEN/ DIE DUMMEN."
Cornelia Breuß

CLU: Vor einigen Wochen wur-
dest Du von diversen Politikern hef-
tigst attackiert, weil Du Dich gegen
die Integration geistig Behinderter in
die AHS ausgesprochen hast. Was
hältst Du von der Behinderteninte-
gration?

Cornelia: Die Reaktionen auf die-
se Aussage waren gewaltig. Ich wur-
de als FPO-Mitglied bezeichnet, und
eine Iiberale Abgeordnete wollte mich
sogar einsperren lassen. Tatsächlich
wurde aus einer 1-seitigen Presseaus-
serrdung dieser eine Satz herausge-
nommen. Prinzipiell bin ich für die
Einbeziehung Behinderter, aber ich
glaube, man muß genauer überlegen,
was man machen möchte, und man
muß die Voraussetzungen fur eine In-
tegration schaffen, die aber noch rLicht
geschaffen sind. In dieser Presseaus,
sendung meinte ich, daß die Integrati-
on geistig Behinderter in die AHS der
heikelste Punkt ist. Vor allem haben
die Behinderten sowieso einen eige-
nen Lehrplan. Warum müssen sie dann
in die AHS? Aber vielleicht war es ein
Fehler, meine Meinung zu sagen. Meh-
rere Minister stimmten mir zu, aber
keiner sagt das in der Öffentlichkeit.

CLUI Was hältst Du von dem für
die Schüler zuständigen Minister
Busek?

Cornelia: Ich rege mich ziemlich
auf, daß bei Busek immer seine Funk-
tionen als Parteiobmann und Minister
vermischt werden. Ich glaube, daß er
sicl-r im Schulbereich ziemlich viel
traut und gute Sachen macht. Ich mei-
ne, daß es nicht gut wäre, wenn er
zurücktreten würde. Er nimmt sich
Zeit, uns Schülervertretern zuzuhören
und scheint auch unsere Standpunkte

ernst zu nehmen, was im Gegensatz
zu vielen anderen im Ministerium
steht. Diese Kooperationsbereitschaft
vorr Ministerseite gab es in den letzten
Jahren sicher nicht. Ich verstehe die
Forderung, daß Busek zurücktreten
soll, auch deshalb nicht, weil ich mir
überlege, was fordere ich, wenn er eine
Idee hat, die wirklich das ganze
Schulsystem extrem gefährdet? Die
Rhetorik entspricht nicht ganz der
Wirklichkeit.

CLU: Du hast Dich am Anfang
des Schuljahres in diversen Tages-
zeitungen auch zu allgemein politi-
schen Themen zu Wort gemeldet.
Siehst Du es auch als eine Deiner
Aufgaben ary sozusagen die Stimme
der Schüler im politischen Gesche-
henzu sein?

Cornelia: Ich glaube, daß das si,
cher nicht meine Aufgabe ist. Es war
auch ein Fehler, daß ich mich zum
Beispiel fiir die Diskussionen im Stan-
dard verwenden ließ. Man muß da
erst lernen, nein zu sagen. Die Spitze
war ein Club 2, wo ich zwei Stunden
gesessen bin und mich gefragt habe,
was ich da eigentlich mache. Das The-
ma hatte absolutüberhaupt nichts mit
Schule zu fun.  Heute tagä i .h ,  Das is t
ein Thema, zu dem ich mich nicht äu-
ßern möchte. Es ist viel wichtiger, im
Kleinen zu schauen, daß etwas wei-
tergeht.

CLU: Zum Abschluß noch eine
persönliche Frage: Macht Dir Deine
Arbeit als Bundesschulsprecherin ei-
gentlich Spaß?

Cornelia: Es ist eine sehr interes-
sante Arbeit und man hat die Mög-
Iichkeit, Erfahrungen zu sammeln, die
man in der Schule nicht macht. Aller-
dings laugt es schon ziemlich aus,
Bundesschulsprecherin zu sein. Fünf
]ahre hielte man das sicher nicht aus.
Aber ich kann jedem empfehlen, in
der Schülervertretung mitzuarbeiten,
um auch zu zeigen, daß man aucll Sinn-
volleres tun kann, als mit Eiern und
Tomaten zu werfen.

CLU: Vielen herzlichen Dank für
das Cespräch.

Das Gespräch mit Cornelia Breuß
fiihrte Robert Kert.
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"letztist der Krieg vorb ei!"
50 lahre Zweite Republik, Für uns junge Menschen ist dns

b ein ah e ein e S elb s ta er s t cin dli chkeit . Um ein en Einbli ck zu

erhnlten , wie diese Republik wieder nuf erstanden ist , lassen

wir am besten eine Zeitzeugin sprechen, Elfriede Blaickner,

erste Frau imVornrlberger Lnndtng, erzählt aln den ersten

Tngen, Wochen und Monnten des wiedererstehenden

Vorarlberg:

MeinMarrnwar im Krieg, und ich
war mitmeinen drei kleinen Kindern
zu Hause. Am 1. Mai 1945 hörten wir,
daß die Franzosen die österreichische
Grenze überschritten hatten und in
Bregenz waren. Wir feierten dieses Er-
eignis in unserer Wohnung als Ende
des Krieges. In diesem Moment krach-
te es plötzlich schrecklich.Wir hatten
keine Ahnung, was los lvar. Eine eben-
falls anwesende Dame hatte natürlich
auch keirre Al-rnung, daß eine Cranate
auf ihr Elternhaus in Götzis abge-
gangen war und ihre Verwandten ge-
tötet hatte.

D er Einm ar s ch cI er F r an zo s en

Am 3. Mai marschierten die Fran-
zosen in Feldkirch ein. Das größte Er-
eignis für mich war, als um halb zwei
am Nachmittag auf einmal die Glocke
im Katzenturm zu läuten begann. Seit
dem Luftangriff am 1. Oktober 1943
war jedes Glockenläuten verboten ge-
wesen. In dem Moment wurde mir
bewußt: "Jetztist der Krieg vorbeil"
Um halb vier rückterr die Panzer mit
Marokkanern ein. Da die Brücke in
dc.r Felsenau den Franzosen unmittel-
bar vor der Nase weggesprengt wor-
clen war, mußte der gesamte Zugin
derr Walgau und ins Montafon über
die Letze ziehen, wodurch die Solda-
te.n gereizt wurden. Das war etwas
ungemütlich. Auf der Letzeobenwar
in clen letzten Kriegstagen noch ein
Panzergraben aufgescl'rüttet worden,

der bis auf eine Breite von vielleicht
sieben Metern fertig war. Über diese
sieben Meter mußte das gesamte Mili-
tär in den Walgau. Im großen und gan-
zen ging der Einmarsch aber ruhig vor
sich, außer daß einige Lrhren abgenom-
men wurden und ein bißchen Radau
gemacht wurde. Man hat sich aber
nicht gefürchtet. In Dalaas gab es al-
lerdings noch SchießereierL wo es auch
Tote gab.

Die ersten Besatzungsabteilungen
bestanden aus fra nzösischen Offizie-
ren und marokkanischen Soidaten. Bei
mir im Haus wohnte auch ein franzö-
sischer Offizier. Er war Arzt urld ein
feiner Herr, aber er hätte nie etwas für
die Kinder hergegeben, obwohl er viel
mehr hatte als wir. Diese Zeit war ge-
prägt vom Gefühl, daß nicht mehr
Krieg war, was auch die Einstellung
zu den Franzosen beeinflußte. Man sah
sie als Befreier und war ihnen nicl-rt
feindlich gesinnt. Im Hof des Lehrer-
seminars bauten die Marokkaner ei-
nenOfen auf, wo sie gelegentlich "zu-

fällig gefundene" Schafe brieten. Sonst
verlief aber alles recht ruhig.

Diefranzösische
Ziuilaenunltung

Schlimmer r,r.urde die Situation
gegen Herbst, als ein Großteil des Mi-
litärs abgezogen w'urde und eine fran-
zösische Zivilverwaltung kam. Die
Zivilverwaltung kam mit den Famili-

en, und sehr viele Wohnungen wur-
den - innerhalb von Stunden - be-
schlagnahmt. Die Leute bekamen in
der Früh den Befehl umzehn Uhr aus
dem Haus zu sein, und sie durften nur
Persönliches mitnehmen. Das war eine
sehr ungute Situation, die vor allem
Leute traf, von denen man den Fran-
zosen sagte, sie seien Nationalsozi-
alisten gewesen. Das Cebiet um unser
Haus war fastzur Ganze französisch,
da sich hier die SA-Siedlung befun-
den l-ratte. Diese Zeit war dann schwie-
riger, weil die Besatzungsfamilien
ziemlich oft wechselten und sie aus
den jeweiligen Häusern das mitnah-
men, was sie braucl-ren konnten. Die
Nächsten, die leere Wohnungen vor-
fanden, holten sich die Dinge wieder
aus anderen Häusern. Zum Schluß
wußte man in Feldkirch wirklich nicht
mehr, welches Bett in welches Haus
gehörte. Die Möbel wurden daher
zum Teil rückwärts beschriftet, weil
man damit rechnete, dal3 sie wandern
würden.

Wir hatten Glück. Mein Bruder
kannte zufällig einen der französischen
Offiziere, der in Feldkirch war. Dieser
stellte uns einen Schein aus, daß das
Haus unter dem Schutz der Franzosen
star-rcl. Icl-r bekam daher keine Einquar-
tierung, aber ich hatte den ganzen
Dachboden voll mitSachen, die Leute
aus ihren Häusern zu mir gebracht
hatten, um sie vor den Franzosen zu
schützen.

V o r arlb er ger V erw altung w ir d
wiederselbständig

Schon Ende April, ais man sah, daß
der Krieg zuende gehen würde, fand
sich eine Gruppe unter der Führung
von Ulrich Ilg als Widerstandsbewe-
guns zusan lmerr, um eine regierungs-
fähige Cruppe zur Hand zu haben,
wenn es soweit war. Am 24. Mai 1945
gab es bereits eineu Landesausschuß,
der sich den Franzosen vorstellte. Die
Franzosen waren einverstanden, aber
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es durfte ohne ihre Genehmigung gar
nichts gemacht werden. Alles mußte
den Franzosen vorgelegt werden.

Vorarlberg war im Deutschen
Reich ein Teil des Gaus Tirol geweserr
und hatte daher keine eigene Landes-
verwaltung. Deshalb war es wichtig,
daß es den ersten Männern, die sich
fur Vorarlberp5 eirrsetzten, gelang, daß
Vorarlberg wieder als eigenes Land
anerkannt wurde. Das Wirken dieses
Landesausschusses, der erst im Herbst
zur Landesregierung wurde, wurde
am Anfang von den Franzosen sehr
genau beobachtet. Dem Geschick von
Landeshauptmann Ulrich llg war es
zu vedanken, daß er das Vertrauen
der Franzosen gewinnen konnte und
diese ziemlich schnell eine gewisse
Selbständigkeit in der Vorarlberger
Verwaltung zuließen. An eine einzige
kritische Situation erinnere ich mich
noch: In der Dunkelheit scl-roß ein
Gendarm auf einen Mann, der trotz
mehrmaliger Aufforderung nicht ste-
hengeblieben war. Das war ein Ma-
rokkaner, und die Franzosen drohten,
wieder Militär nach Feldkirch zu le-
gen. Aber auch diese Angelegenheit
konnte bald wieder bereinigt werden.

AlteBundesaerfassung
wiederinYurft

Anders als nach dem Ersten Welt-
krieg wollte man nach dem Zweiten
Weltkrieg bei Wien bleiben. Man woll-
te Osterreicher bleiber-r, aber ähnlich
unabhängig sein wie die Bundeslän-
der in Deutschland, was bis heute
nicht ganz geglückt ist. Alt-Landes-
hauptmann llg hat mir noch gesagl Es
war für il-rn die größte Freude, daß
seine tagelange Reise nach Wien - man
stand ja mindestens einen halben Tag
an der Erursbnicke - nicht umsonst war
und sein Antrag, die alte österreichi-
sche Bundesverfassung wieder in Kraft
zu setzen, angenommen wurde. Da-
mit waren wir wieder neun Bundes-
länder wie vorher.

Was für Feldkirch interessant ist:
Das Gebäude der Landesregierung in
Bregenz war von den Franzosen be-
schlagnahmt. Die ersten Regierungs-
sitzungen fanden daher am Jahnplatz
in Feldkirch statt, wo jetzt die Pfadfin-
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der sind. Die ersten
Kanzleien der Landes-
regierungwaren in der
Schmiedgasse in der
altenHandelskammer.
Erst als die Franzosen
der Regierung vertrau-
ten, gaben siedas Regie-
rungsgebäude zurück.
Im Herbst 1945 fanden
die ersten Wahlen statt.
Damalswählten52.000
Frauen  und  25 .000
Männer, denn die ein-
geschriebenen Nazis
durften nichi wählen,
d ie anderen l /aren
noch in Kriegsgefan-
genschaft, sodaß die
Frauen doppelt so viel
Stimmen hatten wie
CieMänner. DeVolks-
partei erhieltT0% der
Stimmen, die Soziali-
sten 30olo, eine andere
Partei gab es rloch
nicht.

Das Kritischste war
von Anfang an die Er-
nährungsfrage. Das
Versorgungssystem
war völlig zusammen-
gebrochen. In den letz-
ten Kriegstagen hatte
man noch den Befehl
an die Ceschäfte aus-
gegeben, alle vorl-ran-
denen Vorräte auszu-
teilen, damit sie nicht den Franzoserr
in die Hände fielen. Ein bißchen Vor-
rat war also noch vorhanden. Dann
kam aber eine Zeit, wo alles recht
krrapp war. Man mußte zum Beispiel
Brot mit Dörrobst skecken. Sr:äter hal-
fen die Franzosen mit Mehlliefemngen
aus und nahmen dafür die Milchpro-
duktebei  uns in  Auspruch.

DerZusammenbruchdes
Versorgungssystems

In den ersten Mai,Tagen 1945 ap-
pellierte Ulrich Ilg bereits an alle Bau-
ern, bei derVersorgung zu helfen und
Grundstücke, die sie selber nicht be-
wirtscl-raften konnten, als Schrebergär-
ten den Leutenzur Verfügungzu stel-

Elfriede Blaickner ist 1 904 geboren, hat drei Söhne und lebt in
Feldkirch-Tisis. Bis 1945 undauch noch nach dem Kriegwarsie
Hauptschullehrerin. Von 1949 bis 1 971 war sie in der Gemeinde-
vertretung in Feldkirch tätig. 1 959 zog sie als erste Frau in den
Vorarlberger Landtag ein, wo sie bis l gT4AbgeordneteOer öVp
war.

len. Die Leute begannen, selbst Ge-
müse anzubauen. Und dann tauschte
man. Schwarzhandel mit hohen Prei-
sen wie in Wien gab es hier nicht. Bis
Ende 7947 gab es Lebensmittelkarten.
Für vier Wochen erhielt man 400 g
Fleisch, 500 g Fett, 320 g Käse, 600 g
Nährmittel, 500 g Zucker, 700 gSalz,
Brotund MehlnachAufruf. Was man
sonst noch brauchte, wurde verlaut-
bart. Eier gab es keine, die Hühner
hielt man sich selbst.

Kleider und Schuhe gab es über-
haupt nicht. Es war einfach nicht da.
Irgendwie versuchte man, etwas zu
bekommen. Ich hatte einen Maisacker.
Mit dem Maismehl tauschte ich im
Bregenzerwald Scl-rafwolle ein. Mit
der Schafwolle kaufte ich in Schruns



Stoff. Dabei zahlte man natürlich
drauf. Aber es reichte gerade wieder
für einen Mantel für einen der Buben.
Es gab hier also überhaupt nichts. Als
das französische Militär abzog, konn-
te man Militärgüter - Decken, Schlaf-
säcke, Handtücher- kaufen. Eine Ka-
tastrophe war auch die Heizung, es
gab überhaupt keine Heizmittel. Auf
der Gemeinde erhielt man Klaubschei-
ne, um dann mit den Kindem im Wald
Tannenzapfen und Fallholz sammeln
zukönnen.

Hilfe aus derSchzueiz
Die Situation wurde in dieser Zeit

für Vorarlberg dadurch besser, daß in
Bregenz der damalige Schweizer Kon-
sul Bitz und der erste Landesl-raupt-
mann Ulrich Ilg mit der Schweiz ein
Abkommen schlossen, daß Grenzgän-
ger in der Schweiz arbeiten durften,
das Einkommen in Franken bekamen
sie aber in Schilling in Vorarlberg aus-
bezahlt. Das verdiente Celd w.urde zu
allererst dazu benützt, in der Schweiz
Medikamente und Kindernährmittel
zu kaufen. Das war das Notwendig-
ste, weil es völlig fehlte. Nachdemdie-
se ersten Bedürfnisse befriedigt wa-
ren, wurden Rol-rstoffe fur die Vorarl-
berger Industrie gekauft, vor allem
Garne für die Textilindustrie. Lange
Zeit erhielten die Crenzgänger nur ei-
nen kleinen Teil ihres Gehalts in
Franken, den Rest in Schillingen. Da-
durch kam auch die Vorarlberger In-
dustrie wieder in Bewegung.

Die Schweizer halfenuns auch, in-
dem sie im |ahre 7946viele tausend
Vorarlberger Kinder in die Schweiz
kommen ließen. Meine Söhne fuhren
auch. Es war eine ziemlich kompli-
zierte Sache, Pässe, Gesundheits-
scheine etc. zu bekommen, aber diese
drei Monate in der Schweiz taten den
Kindern wirklich gut.

Es war natr-irlich immer eine Span-
nung da zwischen Nationalsozialisten
und Nicht-Nationalsozialisten. Am
Kriegsende nahmen sich einige Nazis
das Leben. AIs die Franzosen kamen,
konnten es einige Leute nicht unter-
lassen, vermeintliche oder wirkliche
Nationalsozialisten den Franzosen be-
kanntzugeben. Diese kamen in Lager

in Brederis, Lochau und Bludenz. Sie
wurden einige Monate von den Fran-
zosen festgehalten, wurden entnazifi-
zierl. und einigeJahre von den Ämtern
ausgesclrlossen. Allerdings durften die
Angehörigen sie besuchen und Le-
bensmittel hinbringen. Da mein Vater
und mein Bruder auch unter den
Nationalsozialisten eingesperrt waren,
kam man auch zu uns und fragte, wer
es damals war. Wir antworteten: "Ja,

wir wissen es, aber wir sagen keine
Namen."  Bis  heute haben wir  n ie e i -
nen Namen genannt. Wir waren froh,
daß der Krieg zuende war. Das ande-
re war für uns vorbei.

DasEnde derBesntzung
und der Stantsaertrag

Die Besatzung durch die Franzo-
sen hörte in Vorarlberg etwas früher
auf als in anderen Bundesländem. Der
Grund dafür war, daß ab 1953 die
Besatzungsländer ihre Truppen selbst
zahlen mußten. Das war ftir Briten und
Amerikaner keine Frage, die Russen
hielten sich schadlos an den österrei-
chischen Fabriken, die Franzosen aber
hatten keine Mittel, um soviele Leute
zu zahlen. So zogen schon 1953 /S|fast
alle Franzosen aus Vorarlberg ab. Da-
durch normalisierte sich dann das Le-
ben. Es hatte sich nie ein besonders
herzliches Verhältnis zu den Franzo-
sen entwickelt. Manblieb auf Distanz,
es gab aber auch wenig Ubergriffe,
außer daß die Wohnungen ausge-
räumt worden waren. Da war teilwei-
se absolut nichts mehr vorhanden! Das
kann man sich nicht vorstellen. Das
Land gewährte den Betroffenen eine
Unterstr.itzung, damit sie das Notwen-
digste kaufen konnten.

Der Staatsvertrag wurde in Vorarl-
berg natürlich auch gefeiert, aber er
bedeutete nicht diese Erlösungwie in
Wien. Wir litten nicht so unter der
Besatzung wie die Wiener unter den
Russen. Zur Zeit des Staatsvertrags
waren die Franzosen ja schon weg. Die
Freiheit wieder zu haben, war aber
etwas, was einen zutiefst bewegt hat.

Bearbeitung der mündlichen
Erzählungen:

RobertKert
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50Jahredanach

,50Jahre nach dem Kriegsende
find et d er Washington-Korrespon-
dent des Cltlniers. StefanTiefen-
thaler, im weltbekannten Wall-
Srreet-Journalvom 14. Februar 1995
auf Seite 1(l) und 16 einen zwei-
seitigen Artikel über Vorarlberg.
Neben allgemeinen Beschreibungen
über Vorarlberg ist der Beitrag ein
Streifzug durch Vorarlbergs re-
nomrnierte Betriebe. Die folgenden
kurzen Äusschnitte sollen verdeut-
Iichen, wohin sich Vorarlberg seit
I 945 entwickelt hat: zur Vorreiter-
Region Europas.

"BREGENZ, Austria - Asia is
ascendant. Ämerican industry is
lean and potent. And Europe is
commonly viewed as a last conti-
nent of high costs, high unemploy-
ment and meddlesome govern-
ments. For another perspective,
drive down the Al4-Auiobahn here
inÄustria's Rhine Valley, nearthe
Gemran and $wiss bcrders. This 5&
kilameter stretch is lined with
evidence of an reawakening, of

Fr?*1"9,,:tr,"ngth 
in European

mousrry. t...1
"AIl these factors are evidenf hre

in Austria's Rhine Valley, where
each village han its church steeple,
its castle and its faciary. The valley
has few large companies, but a
booming small-business sector,
with three industrial parks mrving
as incubators. One in Coetzis,
formed in 1988 from a bankrupt tex-
tile factory, now houses 104 busi-
tto*r, * third cf them start-ups, that
employ 650 workers. In all, Vorarl-
berg has added 759 businesses sinc€
1988, a 1ü7o increase in the valley's
total.

The 325,00J people in the region
are independent and industrious -

a local saying ts schnffa, sehnffa, huste
baua - t' w lrk,work, build your owrr
hsu$e." Viennese taunt theirwark*
aholic countrymen with the phrase,
but lacals don't mind. " I...1
Wall-street-Joumal, 14. Feb. 1995, p, 1
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M e h r
Bürgerrech-
teundmehr
Länderrech-
te sind aber
nicht allein
wichtig, sie
stehen auch
ineinemun-
trennbaren
Zusammen-
hang. Umso
mehrRechte
die Länder
und  Ce-
meindenha-
ben,  umso

Bundesratspräsident
JürgenWeiss

stärker können sie auf einer Ebene, auf
der das noch überschaubar funktio-
niert, auch die Bürger daran beteili-
gen.

Nicht zuletzt sollten Antrvorten auf
den angesichts der Veränderungen in
Europa immer stärker werdenden
Wunsch der Bürger, sich wieder mehr
in ihre eigenen Angelegenheiten mi-
schen zu können, nicht den populis-
tischen Verheißungen einer "dritten"

Republik überlassen bleiben. Ich stel-
le mich aber auch gegen alle anderen
Entwicklungen, die die verfassungs-
rechtl ichen Cru ndprinzipien unserer
Republik überwinden könnten. Das
gilt auch für die Sorge, daß wir ohne
Gegensteuerung als Mitglied der Eu-
ropäischen Union in eine dritte Repu-
blik anderer Art hineinwachsen könn-
ten, in der es weniger statt mehr Bür-
gerrechte in der Cesetzgebung, in der
es weniger statt mehr Dezentralisie-
rung nach unten und in der es weni-
ger statt mehr Eigenständigkeit der
Länder und Gemeinden sibt.

JürgenWeiss, WSB, warvon 1979 bis
1990 Bundesrat, dann von 1990 bis
1994 Föderalismusminister. Derzeit ist
er Präsident des österreichischen
Bundesrates (seit 1. Iänner 1995).

Bleiben Föderalismus und direkte Demokratie
Stiefkinder unserer B undesverfassung?
aln Bundesratspräsident | ür gen Weiss

Während der Nalionalrat im öster-
reichischen Verfassungsrecht eine au-
ßerordentlich starke Stellung hat, sind
die Mitwirkungsrechte der Landtage
und der Gemeinden einerseits und der
Bürger andererseits schwach ausge-
prägt. So sind beispielsweise die
Landtage vor Bundeseingriffen in ihre
Gesetzgebungszuständigkeiten nur
durch das Zustimmungsrecht des
Bundesrates geschützt, ohne daß des-
sen Mitglieder ihrem Landtag gegen-
über verantwortlich wären. Von den
14 Mitgliedern des Verfassungsge-
richtshofes werden lediglich drei über
Vorschlag der Länder (des Bundesra-
tes) bestellt. Das Finanzausgleichs-
gesetz, der finanzielle Lebensnerv der
Länder und Cemeinden, kann vom
Nationalrat ohne Veto des Bundesra-
tes mit einfacher Mehrheit verändert
werden. Soweit nicht gerade, wie beim
EU-Beitritt, eine Gesamtänden rng der
Bundesverfassung ansteht, findet eine
Volksabstimmung nur dann statt,
wenn es der Nationalrat beschließt.
Nicht einmal eine Volksbefragung
kannvon den Bürgern selbst verlangt
werden.

Dieses immer wieder Konflikte
auslösende Mißverhältnis wird durch
den Beitritt Österreichs zur EU noch
deutlicher sicl'rtbar. Die Länder haben
daher bereits vor dem EWR-Abkom-
men eine grundlegende Staatsreform
mit folgenden Zielen genannt:
- Stärkung der Landtage an Stelle wei-
terer Einschränkungen;
- Abbau von Bevormundungen in der
Bundesverfassung und mehr Spiel-
raum llir eigenständige Lösungen;
- Dezentralisierung von Verwaltungs-
zuständigkeiten.

Bis zur EU-Volksabstimmung, fur
die man die Länder ja brauchte, mach-

te die SPÖ gute Miene zu dieser
ungeliebten Reform. Nach zahlreichen
Verzögerungen und Verwässerungen
wurde vor der Volksabstimmung
noch rasch eine Regierungsvorlage be-
schlossen, die Umsetzung aber zuerst
über den Sommer und dann über die
Nationalratswal-rl hinausgeschoben.
Inzwischen hatten die Regiemngspar-
teien die fu r Verfassungsänderungen
notwendige Zweidrittelmehrheit ver-
loren und der Preis der SPÖ, der Crü-
nen und des Liberalen Forums für die
Zustimmung wurde so hoch, daß die
Länder letztlich auf das sich abzeich-
nende Danaergeschenk verzichteten.
Größere finanzielle Belastungen und
weniger Eigenständigkeit als verein-
bartwurden zu Recht abgelehnt.

Wie geht esnunweiter?
Wie geht es nun weiter? Die Län-

der werden versuchen, mehr Bürger-
nähe in der Bundesverfassung und in
der Verwaltung schrittweise in klei-
neren Paketen durchzusetzen. Es wird
von der Gemeinsamkeit und dem
Durchsetzungswillen der Länder ab-
hängen, ob sie damit Erfolg haben
werden. Daß weder die Staatsreform
noch ein Ausbau der direkten Demo-
kratie im Arbeitsprogramm der Regie-
rungsparteien aufscheinery erleichtert
dieses Vorhaben allerdings nicht. An-
dererseits ist die Budgetmisere des
Bundes (die Zinsen fur diealten Schul-
den können nur mit neuen Scl-rulden
bezahlt werden!) ein wichtiger Ver-
bündeter geworden. Ohne eine schlan-
kere Zentralverwalhrng und Dezentra-
lisierung, schlankere Bundesgesetze
und mehr Spielraum für die Länder
wird bei den Bürgern - im wahrsten
Sinn des Wortes - kein Staat mehr zu
machensein.
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"Dritte Republik'r des
starkenMannes?
aon Dr. Ulrichl'{ achbnur

Hniders "Dritte Republik" ist in nller Munde. WelcheVerrin-

derungen unser es demokr ntischen Re gierungssy steffis der
B un d e s ob m an n d er F r eih eitl i ch e n ko nkr e t o o r s chl ä g t, is t

wenigbeknnnt. Als sachlichen Beitrag zur Diskussion wollen
lair uns nuf dieFrnge der Cewnltenteilungbzw. Gewnlten-

tr ennung zwischen P arlnment, Bundesr egiert tng und
Stantsoberhaupt konzentrieren, ohne die Konsequenzen zn

Gmndlage dieser vergleichenden
Analyse ist ein "FPO-Konzept fr-ir eine
föderalistische ur-rd direktdemokra-
tische Gesamterneuerung der Bundes-
verfassung", das F-Obmaln Haide.r im
Dezember 1993 präsentierte. (1) Die-
ses Konzept ist zwar nurbruchstück-
haft und mehr thesenartig, es ist aber
immer noch das konkreteste Papier.
das Haider bislang vorgelegt hat. iWir
versuchten genauere Unterla gen von
den Freiheitliche zu erhalten, warte-
terr aber leider vergeblich darauf. -

4*. d. Red.) Als Ausgangspunkt der
Uberlegungen wird die Politische
Vereinbarung über die Neuordnung
des Bundesstaates bezeichnet, das
"Percl'rtoldsdorfer 

Übereinkommen",
das die Bundesregierung und Landes-
hauptleutekonferenz am 8.10.1992
paktiert haben. (2) Entsprechend wer-
den hauptsächlich Vorschläge für
mehr Eigen- und Mitverantwortung
der Länder unterbrc.itet. "Darüber-

hinaus sollen Maßnahmen zumAus-
bau der direkten Demokratie, des
Rechtsstaates und der Kontrollrechte

und -organe solvie zur Stärkung der
Carantien der Verfassung vorgeschla-
gen r.r'erden." (3)

Gewaltentrennung

Die Vorschläge zut "direktdemo-

kratischen Cesamterneuerung" be-
schränken sich auf eine vage und sehr
allgemeine Absichtserklärung zur Er-
weiterung und Neuregelung der Mit-
wirkungsrechte des Bundesvolkes an
der Gesetzgebung und Vollziehung
des Bundes. Daftir birgt das FPO-Kon-
zept Vorschläge für gravierende Ver-
änderungen der Cewaltenbalance
zwischen Parlament, Regierung und
Staatsoberl'raupt.

Das Lehrbuch: "Der allgemeine
Cedanke der Gewaltentrennung liegt
in der Forderung, daß die Möglich-
keit politischer Machtausübung nicht
in einer Hand vereinigt, sondern auf
verschiedene Kräfte verteilt sein sol-
len, die einander gegenseitig limitieren
und kontrollieren. Diese Forderung
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geht von der Erwartung aus, daß der
einzelne und gesellschaf tliche Grup-
pen auf diese Weise wirksam gegen
Willkür und Ubergriffe von seiten
polit ischer Machtträger pSeschützt
werden können. Das Grundprinzip
der Cewaltentrennung liegt also im
Gedanken der Machtaufteilung im In-
teresse des Freiheitsschutzes." (4) Im
folgenden geht es um Fragen der Ge-
waltentrennung zwischen Cesetzge-
bung (Parlament) und Verwaltung
(deren oberste Organe der Bundesprä-
sident und die Bundesregierung sind).
- Werfen wir zunächst eirren Blick auf
die verfassungsrechtliche Entwick-
lung.

1920 : P nrl am ent aris che
Demokratie

1920 entscheiden sich die Grün-
derväter des republikanischen Bun-
desstaates Österreich für ein klares
parlamentarisches Regierungssystem.
(5) Die Bundesregierung wird von der
Mehrheit des Nationalrats gewählt
und ist dem Nationalrat politischver-

antwor l . l ich.  Versagt  dei  Nat ional rat
der Bundesregierung oder einzelnen
ihrer Mitglieder durch eine mehrheit-
licl-re Entschließung das Vertrauen, hat
sie der Bundespräsident ihres Amtes
zu entheben.

Der Bundespräsident wird von
der Bundesversammlung geheim ge-
wählt, die Nationalrat und Bundesrat
gemeinsam bilden. Die Funktion des
Staatsoberhauptes ist auf repräsenta-
tive und notarielle Aufgaben be-
schränkt. Eine politische Verantwor-
tung des Bundespräsidenten verbun-
den mit der Möglichkeit einer Abwahl
ist nicht vorgesehen. Staatsrechtlich
(für eine schuldhafte Verletzung der
Bundesverfassung) hätte sich aller-
dings aucl-r der Bundespräsident vor
dem Verfassungsgerichtshof zu ver-
antworten; ein verurteilendes Erkennt-
nis müßte auf Amtsverlust lauten. (6)

1929:lnRichtung
P r ä s i d ent s ch nft s sy st em

7929 w v d dieses parlamentarische
Regierungssystem in Richtung eines

beruerf en.
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präsidentiellen Regierungssystems
veränder. (7) Die Bundesregierung
wird nicht mehr vom Nationalrat ge-
wählt, sondern ohne Mitwirkung des
Parlaments vom Bundespräsidenten
ernannt. Bei der Ernennung des Bun-
deskanzlers ist der Bundespräsident
an keinen Vorschlag gebrrnden, die Er-
nennung der übrigen Regierungsmit-
glieder erfolgt auf Vorscl-rlag des Bun-
deskanzlers. Der Bundespräsident
kann die Bundesregierung unabhän-
gig vom Parlament auch wieder ent-
lassen.  Die Ent lassung e inzelner
Bundesminister erfolgt auf Vorschla g
des Bundeskanzlers. Den Bundesklnz-
lers selbst oder die gesamte Regierung
kann das Staatsoberhaupt entlassen,
ohne an irgendeilren Vorschlag gebun-
den zu sein. Daneben steht allerdings
auch dem Nationalrat weiterhin das
Mißtrauensrecht zu; die Möglichkeit,
durch Mehrheitsbeschluß die Amts-
enthebung der Bundesregierung oder
einzelner Regierungsmitglieder zu er-
zwingen.

Der Bundespräsident wird nicht
mehr von der Bundesversammlung
(von Nationalrat und Bundesrat ge-
meinsam) gewählt, sondern direkt
vom Volk. (8) Allerdings kann er nun
durch Volksabstimmung auch vorzei-
tig abgesetzt werden.

Durch diese Stärkung der Funkti-
on des Bundespräsidenten sollte der
Cewaltentrennung zwischerl Cesetz-
gebung und Verwalturrg besser ent-
sprochen werden. Vor allem sollte
auch die Bundesrep;ierung vom Par-
lament mit seinen unsicheren und
wechselnden Mehrheiten unabhängi-
ger werden. Damit wurde in einer au-
toritären Phase fast exakt das deutsche
Modell derWeimarerVerfassung über-
nommen.(9)

ZweiteRepublik:
P arl ament aris che D emokr ntie
mit p r ä s i d ent i ell e m E in s chl a g

Bei  der  Wiedergründung Öster-
reichs 1945 w"r,rrde das Bundes-Verfas-
sungsgesetz wieder in dieser Fassung
von7929 in Kraft gesetzt. Hingegen
sollte bei der Gründung der Bundes-
republik Deutschland 1949 nach den
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schlechten Erfahmngen mit der präsi-
dentiellen Weimarer Republik ein
strikt parlamentarisches Regierungs-
system verwirklicht werden. (1 0)

Österreichs Regierungssystem
wird verfassungsrechtlich häufig als
"abgeschwächtes Präsidentschaftssys-
tem" bezeichnet. Der bislrerigen Praxis
der Zweiten Republik kommt aber
wohl die Charakterisierur-rg als "par-

lamentarische Demokratie rnit präsi-

denticllem Einschlag" näher.

Bloße Statisten waren die Bundes-
präsidenten allerdings schon bisher
nicht. Auch haben bereits die sozialde-
mokratischen Bundespräsidenten
Theodor Körner 1953 und Adolf
Schärf 1959 durch ihr vorbeugendes
Veto einer kleirren Koalition zwischen
ÖVP und dem Wahlverband der Un-
abhängigen (WdU), der braunen
Vorgängerpartei der FPÖ, einen Rie-
gel vorgeschoben. Aufgrund der Frak-
tionsvielfalt und Mehrheitsverhältnis-
se im Nationairat wird dem Bundes-
präsidenten bei ktinftigen Regierungs-
bildungen (mit)entscheidendes Ge-
wichtzukommen. (11)

HaidersModell
ein er " D ritt en Rep ublik"

Welches Modell schlägt Haider
für seine "Dritte Republik" vor? - Das
FPÖ-Konzept:

"1 . Btutdespräsidert: Der Bundesprri-
sitlent soll zrL seinen protokollarisclten
Ftutktionen tler Reprrisentntion des Bun-
des urtd des Cesnmtstattes tntsrichliche
Kompet en zen sls oberstes V oll zu gsorgn n
bekommen, Er sollte den Vorsitz int
Mirristerrnt flihren, olme dnl3 er einent
eigenen Re-ssorf oorstehen darf . Ferner
sollte er mit einer Riclrtlinienkompetenz

für die Bundesregierung attsgestattet
ruerden. Der Bundcsprrisident sollte dem
Wshluolk tmd dem Psrlament gemein-
sa m p ol i tisch und r e chtl ich u er s n tuto r t -

Iich sein. Hiezu sollin sowohl die Ankls-
gc uor dem Verfassungsgerichtshof als
auch die Einleitung einer Volksrfustim-
mung zur Absetzung des Bundespräsi-
denten weiterhin möglich sein. Für den
Antrag auf Volksabstimmung mtrf3 aber
e in q ual it'izier tes B es chlulS1t r o gr amm in
beiden Ksmmern erreicht werden. Durch

die gestrirkte Position des Btrndesprrisi-
denten wird die Funktion des Bundes-
knnzl er s en tbehrlich, toesl mlb d ieses Amt
er sn t zl os ab ge s chaff t w er den soll t e.

2. Btnd esr egienm g : D er Minis te rra t
soll zussmmen mit dem Bundesprrisiden-
ten die Bundesre gienutgbilden. Die Zahl
der Bundesmhister soll durch Vert'ns-
sungsbest immung t'eststehen, ruodu rch die
ge plnnt e Re d trkt ion d er B u nd es-Ze ntrsl -

uenttoltung ganz klar zum Ausdruck
kommt. Zu denken utäre ettttcr sn höch-
stens sieben Minister. (12) Die Bundcs-
minister wlirdetr nicht nlehr tlurch den
Bundespr risiderrten er r nrmt, sor tdern wer-
dett äber Vorschlag der Abgeordnetert aom
Nntionalrat gewrihlt und sittd dadurclt
diesem Ttolitisclt tternntuortlich. Die
Funktion des Ministerarutes sollte jcde
nn d er e polit ische F u nkt i o rt a uss chl ie l\e n,
sonit attclt tlie Zugehörigkeit zum Pnrla-
ment.lede r Bundesministcr hst zumin-
tlest ein Ressorf - nut'grund eirrcr nus-
driickli che r r V e rt'asau rgsbest i nrm wtg - zu

führerr. Dss Be istcllen uon Stnctssekre-
triren ist nttr in der Form gestnttct, daJ3
leiterde Bennüe des jaueiligen Mirtiste-
riums eine solche unselbstclndige Regie-
r n rrgsfu nktion susiihen dürfen. " (I3)

Ei g e n ar ti g e Ko n s hukti o n
ohneBeispiel

Eine eigenartige Konstruktion:
Auf der einen Seite würde die Ge-
waltentrennung zwischen Parlament
und Regierung gelockert, auch die
Wahl der Bundesminister wäre wie-
der in der Kompetenz des Nationalrats
(wie vor 1929). Gleichzeitig würde
aber auch eindeulig der präsidentielle
Charakter verstärkt, ilrdem das Staats-
oberhaupt selbst die Führung der Re-
gierung übernähme und damit der
Regierungschef dem Parlament nicht
mehr politisch verantwortlich wäre.

Als Regierungschef wäre derBun-
despräsident wohl ein Stück weit der
politischen Kontrolle durcl-r das Par-
lament unterworfen, insbesondere
dem Interpellations- und Untersu-
chungsrecht der Abgeordneten (wenn-

gleich auch diese insofern einge-
schränkt wären, als der Bundespräsi-
dent als Regierungschef kein Ressort
haben dürfte). Das stärkste politische



Kontrollrecht aber, das Mißtrauensvo-
tum - Kennzeichen einer parlamenta-
rischen Demokratie - r.vürde demPar-
lament gegenüber dem Regierungs-
chef künftig verweigert.

Der Bundespräsident soll weiter-
hin direkt vom Volk gewählt werden
und auch weiterhin nur vom Volk ab-
gewählt werden können. Die Vor-
entscheidung über eine Absetzung des
Bundespräsidenten trifft allerdings
bereits jetzt das Parlament. Derzeit
genügt für die Durchführung einer
entsprechenden Volksabstimmung ein
einfacher Mehrheitsbeschluß der
Bundesversammlung, die zu diesem
Zweck aber nur mit Zweidrittelmehr-
heit des Nationalrats einberufen wer-
den kann. (14) Eine Sperrminorität im
Nationalrat kann eine Absetzung des
Bundespräsidenten also auf jeden Fall
verhindern. (15)

Nach dem FPÖ-Konzept soll die
Durchführung der Volksabstimmung
über die Absetzung des Bundespräsi-
denten nur noch möglich sein, wenn
sowohl der Nationalrat als auch der
Bundesrat diesen Antrag mit qualifi-
zierter Mehrheit unterstätzen. Das ist
aus föderalistischer Sicht plausibel,
konsequenterweise müßte dann aber
auch die Wahl der Minister (wie in
der Schweiz) und das Mißtrauensvo-
tum in die Kompetenz der Bundesver-
sammlung fallen. ImErgebnis würde
mit dem F-Vorschlag durch eine zwei-
te Sperrminorität im Bundesrat die
Möglichkeit des Parlaments erweitert,
eine Abwahl zu verunmöglichen. (16)

Der Bundespräsident wäre als
Regierungschef aber nicht nur dem
parlamentarischen Mßtrauensvofu m
entzogen, er soll darüberhinaus noch
mit einer Richtlinienkompetenz aus-
gestattet werden. Die Mehrheit des
Nationalrats könnte wohl Bundesmi-
nister ihres Vertrauens wähleru die al-
lerdings der Richtlinienkompetenz des
Regierungschefs (Bundespräsidenten)

unterliegen, der nicht das Vertrauen
der Mehrheit genießen muß.

Derzeit ist nur eine einmalige Wie-
derwahl des Bundespräsidenten mög-
lich. Auf die Frage -der begrenzten
Amtszeit geht das FPO-Konzept eben-
so wenig ein, wie auf die Frage der

Parlamentarische Demokratie mit
präsidentiellem Einschlag

(B-VG1920/29)

Stellvertretung. (77)

I,{ i cht n n ch " S chw e i z er Mu st er "

Für Haiders Modell der "Dritten

Republik" gibt es in der demokrati-
schen Staatenwelt kein Beispiel. Es ist
nicht vergleichbar mit dem Präsidal-
system "Marke USA". (Zumindest

noch nicht.) In den USA ist das Staats-
oberhaupt nicht Regierun gschef , son-
dern einziger Träger der Regierungs-
gewalt; sein Kabinett hat beratenden
Charakter.

Haider weist gerne auf die
Schweiz als Vorbild für seine "Dritte

Renublik" hin. Inwieweit er direkt-
demokratische und föderalistische
Strukturen ähnlich den eidgenössi-
schen schaffen möchte, ist bisher
unbeantwortet. Im übrigen erschöpf-
te sich die Gemeinsamkeit darin, daß
der Vorsitzende der eidgenössischen
Regierung ebenfalls die Bezeichnung
"Bundespräsident" fuhrt.

Das Schweizer Regierungssystem
ist (derzeit einzigartig) ein Direktoral-
system. (78) In parlamentorischen und
p arl am ent ar is ch-pr ri si d en t en t i eII en D e -

mokrstien ist die Regierungsgewalt
zwetgeteltzwischenStaatsoberhaupt
und Regierung (dualistische Systeme).
Im D ir ekt or alsy st em der Schweiz gibt
es wie beim Prcisidialsystem der USA
nur einen Träger der Regierungsge-
walt (monistisches System), mit dem
Unterschied, daß es in den USA eine
Einzelperson ist, in der Schweiz hin-
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Haiders Modelleiner
"Dritten Republik"

gegen ein Direktorium aus mehreren
Personen, der "Bundesrat".

Haiders Modell der "Dritten Re-
publik" wäre eine eigenartige Misch-
form. Ihre Regierung wäre insofern
noch dualistisch organisiert, als die
Bundesregierung nicht gleichzeitig
Staatsoberhaupt wäre. Gleichzeitig
wäre aber das Staatsoberhaupt Regie-
rungschef, was in parlamentarisch-
präsidentiellen Systemen bisher ohne
Beispiel ist.

Der US-Präsident trifft Entschei-
dungen ausschließlich allein (mono-

kratisch), der eidgenössische Bundes-
rat ausschließlich gemeinsam (kollegi-

al). In parlamentarischen und parla-
mentarisch-präsidentiellen Demokra-
tien entscheidet das Staatsoberhaupt
monokratisch, die Regierungen (un-

terschiedlich gewichtet) sowohl mono-
kratisch als auch kollegial.

In Österreichs Bundesverfassung
ist das (monokratische) "Ministerial-

system" vorgesehen, die grundsätzli-
che Alleinkompetenz der Ressortmi-
nister, während das Kollegialprinzip
nur für die Fälle gilt, in denen die
Bundesregierung per Cesetz aus-
dnicklich zur gemeirsamen Entschei-
dung verpflichtet ist. In der Theorie
bliebe dem Kanzler in diesem System
nicht viel mehr als der Vorsitz im
Ministerrat. In der Praxis freilich
kommt auch dem österreichischen
Regierungschef eine dem internatio-
nalen Standard entsprechende Füh-
rungsrolle zu. In Zeiten von Koalitions-
regierungen werden die Koordinati-
onsaufgaben (wie anderswo auch)
mehr von einem Koalitionsausschuß
wahrgenommen.

Die verfassungsrechtliche Veran-
kerung einer Richtlinienkompetenz

BK+VK+BM=
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des Kanzlers ist diskutabel. Auch der
deutsche Bundeskanzler verfugt über
eine Richtlinienkompetenz ("Kanzler-

prinzip"). (19) Er hat sich aber selbst-
verständlich dem (konstruktiven)

Mißtrauensvotum des Bundestages zu
stellen.

GenqudasGegenteil

Eine Richtlinienkompetenz für ein
Regierungsmitglied ist das genaue
Cegenteil des Schweizer Modells. Der
eidgenössische "Bundespräsident" ist
nur federfu hrender Vorsitzender und
Vertreter eines völlig gleichberechtig-
ten Direktoriums, ist nur primus inter
pares. Und dieses kollegiale Direkto-
rialsystem gilt genauso auf kantonaler
und kommunaler Ebene.

Sämtliche Mitglieder von Gemein-
de- und Kantonsregierungen werden
direkt vom Volk gewählt, die Mitglie-
der des eidgenössischen Bundesrates
hingegen ausschließlich vom Parla-
ment, von der Vereinigten Bundesver-
sammlung (von Nationalrat und Stän-
derat gemeinsam). Die sieben Bundes-
räte werden alle vier Jahre gewählt;
korrekter: für vier |ahre in ihrem Amt
bestätigt. Aus dem Kreis der Bundes-
räte wählt die Bundesversammlung
jährlich einen (anderen) "Bundesprä-

sidenten". Dieses Rotationsprinzip gilt
auch für die kantonale und kommu-
naleEbene.

Der Schweizer Bundesrat ist tra-
ditionell eine ausgesprochene Pro-
porz- und Konzentrationsregierung.
Seit 1959 wird er nach der "Zauber-

formel" (20) aus den Reihen von vier
Parteien bestellt, denen regelmäßig
über drei Viertel der Abgeordneten in
beiden Kammem angehören! Das Par-
lament hat kein Mißtrauensvotum,
kein Mitglied des Bundesrates kann
vorzeitig abgewählt werden, auch
nicht vomVolk. Auch in der Praxis ist
eine weitgehende Gewaltentrennung
verwirklicht. Es ist nicht selbstver-
ständlich, daß die Parlamentsmehrheit
der Linie "ihres" Bundesrates folgt.
Kein Parteipräsident sitzt im Bundes-
rat. Hat der Bundesrat (kantonale Re-
gierungsrat, Gemeinderat) in der Sa-
che einmal entschieden - wenn auch
nur mehrheitlich -, dann müssen diese

Entscheidung alle Regierungsmitglie-
der gemeinsam vertreten und gemein-
sam fr.ir sie haften; auch jene, die dage-
gen gestimmt haben.

Die Schweizer Konkordanzsystem
ist mit der österreichischen Konkur-
renzdemokratie nicht vergleichbar,
und schon gar nicht mit Haiders "Drit-

ter Republik".

P.S.: Auch die Schweizer disku-
tieren und ringen seit jahrzehnten um
eine Totalreform ihrer Bundesverfas-
sung.

(1)Freihei t l icher Pressedienst ,  APA-Ori -
ginaltext-Service OTS088 und OTS095 1993-
12-21.
(2) Abgedruckt in: Institut für Föderalismus-
forschung in Innsbruck: 17. Bericht über die
Lage des Föderal isnrus in Ö:terre ich (  lqq2).
Wien 1993, S.199-204.
(3) FPÖ-Konzept, OTS088 1993-12-21.
(4) Ludwig K. Adamovich/Bernd-Christian
Funk: Osterreichisches Verfassunssrecht.
Wien-New York.  1982. S.04.
(5) Gesetz vom 1.10.1920, womit die Repu-
bl ik  Österre ich als Bundesstaat  e inger ichtet
wird (Bundes-Verfassungsgesetz), BCBI 7 /
1920, besonders Art. 60-78.
(6) B-VC {rt.742. Eine Anklage ist mögiich
durch Beschluß der Bundesversammluns mit
2/3-Mehrhei t .
(7) Zweite Bundes-Verfassungsnovelle vom
7.12.1929,B,C811919 /392. besonders Art. 60-
78.
(8) 1951 so11te der Bundespräsident (Theo-

dor Körner) erstmals direkt gewählt werden.
(9) Im Unterschied zum österreichschen B-
VG sah die Verfassung des Deutschen Rei-
ches vom 11.8.1919 (Weimarer Verfassung)
vor allem große Möglichkeiten zur plebis-
zitären Mitbestimmung der Gesetzgebung
vor. In der Weimarer Republik entschied der
Reichstag allein über die Durchfuhrung einer
Vo l ksabs t immung  zu r  Abse t zung  des
Reichspräsidenten, ohne Mitwirkung des
Reichsrates (Länderkammer). Die Amtszeit
des Reichspräsidenten dauerte 7 Jahre. Vor
allem aber kam dem Reichskanzler auch eine
Richtlinienkompetenz zn.
(10) Die Bundesminister werden (wie nach
der Weimarer Verfassung) auf Vorschlag des
Bundeskanzlers vom Bundesoräsidenten er-
nannt und entlassen. Der Bundeskanzler wird
aber nicht mehr vom Bundespräsidenten frei
ernannt, sondern vom Bundestag gewählt,
und kann vom Bundespräsidenten nur auf-
grund eines konstruktiven Mißtrauensvotums
des Bundestages entlassen werden. Der Bun-
despräsident wird nicht direkt vom Volk,
sondern von der Bundesversammlung auf
Zeit gewählt und kann nicht mehr abgewählt
werden. Die Bundesversammlung besteht aus
den Mitgliedern des Bundestages und einer
gleichen Anzahl von Mitgliedern, die von
den Volksvertretungen der Länder nach den
Grundsätzen der Verhältniswahl eewählt

werden .Grundgesetz für die Bundesrepu-
blik Deutschland vom 23.5.7949, besonders
Art.54-69.
(11) 1920 bis 1994 waren nie mehr als 4 Partei-
en (Fraktionen) im Nationalrat vertreten. Das
Ergebnis der letzten NR-Wahlen der I. Repu-
b l i k  1930 :  72  Soz ia l demok ra ten ,  66
Chr i s t l i chsoz ia l e ,  19  Großdeu tsche ,  8
Heimwehrler. Z.Vel. die NR-Wahl 7994:65
SPÖ, 52 Övp, sz FPÖ, 13 GAL, 11 LF.
Zweierkoaiitionen sind rechnerisch nur noch
mösl ich zwischen SPÖ-ÖVP, SPÖ-FPÖ und
övp-rpö.
(12) Haider fordert immer eine Reduzierung
der Mitglieder der Bur-rdesregierung auf 7
Mitelieder (nach Vorbild des Schweizer Bun-
desiates). Nach dem FPÖ-Konzept würde
die österreichichische Bundesregierung künf-
tig aus 8 Mitgliedern bestehen (aus dem
Regierungschef ohne Portefeui l le  und 7
Ressortministern).
(13) FPÖ-Konzept, OTS095 1993-12-21.
(14) B-VG Art. 60 Abs. 6. Zusätzlich muß bei
der Abstimmung mindestens die Hälfte der
Abgeordneten anwesend sein. Die Ableh-
nung der Absetzung durch die Volksabstim-
mung gilt als Wiederwahl des Bundespräsi-
denten und hat die Auflösuns des National-
rats zur Folge.

(15 )  Se i t  l qqO  ve r f üg t  nu r  meh r  d i e  SPÖ
allein über die Sperrminorität von 62 Manda-
ten. Mandatsstand aufsrund der NR-Wah-
len vom 8.10.1qq4: SPOb5, Övf  SZ, f fÖ +2,
Grüne 13,  LF 11.
(16 )  lm  Bunde : ra t  wü rden  de rze i t  d i e  ÖVP

1  r .  ^ - ^  . r  r .
und die SPO über d iese Sperrminor i tät  ver-
fügen. Derzeitiger Mandaisstand (seit Okto-
ber 1994): OVP 27, SPO 25. FPO 12.
(17) Derzeitige Regelung: Zur Vertretung des
Bundeskanzlers als Regierungschef ist ge-
mäß Art. 69 Abs. 2 B-VC der vom Bundes-
präsidenten ernannte Vizekanzler berufen;
sind Bundeskanzler und Vizekanzler eleich-
zei t ig verhindert ,  betraut  der Bundespräsi-
dent ein Mitglied der Bundesregierung mit
der Vertretung. - Der Bundespräsident als
Staatsoberhaupt wird gemäß Art. 64 B-VG
bei einer kurzfristigen Amtsverhinderung
von maximal 20 Tagen durch den Bundes-
kanzler vertreten, für den Fall einer längeren
Verhinderung oder der dauernden Amtser-
ledigung durch die drei Präsidenten des
Nationalrats als Kollegialorgan.
(18) Die folgende Unterscheidung nach der
Struktur der Exekutive folgt Georg Brunner:
Ve rg le i chende  Reg ie rungs leh re .  Bd  1 .
Paderborn-München-Wien-Zür ich 797 9,
s.259-285.
(19) Crundgesetz Art. 65: "Der Bundeskanz-
1er bestimmt die Richtlinien der Politik und
trägt dafür die Verantwortung. Innerhalb die-
ser Richtlinien leitet jeder Bundesminister sei-
nen Geschäftsbereich selbständig und unter
eigener Verantwortung.  Üfber Mäinungsver-
schiedenheiten zwischen den Bundesminis-
tern entscheidet  d ie Bundesregierung.  ( . . . )  -

Identisch mit Art. 56 der Weimarer Verfas-
sung.
(20) Christlichdemokratische Partei (CVP) 2,
Freisinnig-demokratische Partei (FdP) 2,
Sozialdemokratische Partei (SP) 2, Schweize-

rische Volkspartei (SVP) 1.
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Der Bundespräsident als
Wirklichkeit der Möglichkeit
aon l.Iniu .-P rof . Dr. Manfried Welnn

Der Bundespräsident soll nach

Meinung mancher stark, aktivund dy-
namischsein.

Was heißt stark?

Stark kann der Burldespräsident
aufgrund der Bundesverfassung sein.
Er hat wie sonst niemand eine beson-
dere Legitimation durch Volkswahl.
Er ist praktiscl-r unabsetzbar. Er er-
nennt ohne Vorschlag irgendeiner Seite
den Bundeskanzler und über dessen
Vorschlag die übrigen Mitglieder der
Bundesregierung und die Staatssek-
retäre. Er ist an den Vorschlag dei; Kanz-
lers nicht gebunden, er kann sogar von

sich aus Einfluß auf die Zusammen-
setzung der Regierung ausüben. Er

kann Regierungspersonalpolitik ma-

chen.

Er kann bei der Regierungsbildung
auch auf die Regierrrngscrklämng ein-
wirken. Er kann ihre Inhalte dem Bun-

deskanzler vorgeben. So kann er von
vornherein die Ricl-rtung der künfti-

gen Regierung bestimmen: Er kann
Regierungspolitik macl'ren.

Da er den Kanzler und die gesam-
te Regierung auch ständig entlassen
kann, müssen sie ständig von seinem
Vertrauen getragen sein. Sie sind ihm

gegenüber auch politisch verantwort-
lich und sie kijnner-r von ihm ständig
kontroll iert werden. So kann er die
Richtung der jeweiligen Regierung
nicht nur am Anfang, sondern auch
bis zu ihrem Endebestirnmen.

Die Bundesregierung bedarf nicht

von vornherein des Vertrauens des

Nationalrats. Die Bundesregierung hat

sogar das Recht und die Pflicht, so
lange zu regieren, solange ihr der Na-
tionalrat nicht das Mißtrauen aus-
spricht. Das macht auch den Bundes-

präsidenten gegenüber dem National-
rat stark, ganz abgesehen davon, daß

er diesen über Vorschlag der Regie-

rungauflösenkann.

Was heißt aktiv?

Die Bundespräsidenten haben sich
bisher in der Zweiten Republik nur

ausnahmsweise aktiv verhalten. Sie

haben den Regierungsparteien viei

Aktions- und Spielraum gelassen. Das

entsprach der Zweiparteienherrscl-raft.
Diese bildete zusammen mit ihren

Konnex- und Komplementärorgatrisa-
tionen, insbesondere den Großverbän-
den und deren Partnerschaften die

Realverfassung. Ihre normative Kraft

war groß. Sie war so groß, daß man

vergaß, welche Verfassungsorgane es

außer den beiden großen Parteien
noch gibt. Parlanrent, das heißt Natio-

nal- und Bundesrat, Bundesminister,
Bundesregierung, Bundespräsident
und Verfassungsgerichtshof usw. - sie

alle schienen mehr oder weniger In-

strumente der zwei Großparteien zu

sein. Sie warcn es auch.

Nunmehr ist die Realität eine an-

dere. Man spricht von Erosion, De-

stabilisierung, Pluralisierung. Das

Recht wirkt stärker auf die Realität ein

als früher, die Verfassung wirkt stär-
ker auf die Politik ein: Ein Fünfpartei-
ensystem, ein Pentagon der Parteien,

ein Mehrparteiensystem eigener Art

ist errtstanden. Man spricht von "Nor-

malisierung". Das ist insofern richtig,
als eine Verfassung mit einem Verhält-
niswahlsystem regelmäßig ein IVIehr-

parteiensystem zur Folge hat. Diese

faklische Kraft der Verfässung entwik-
kelt eine neue Realität. Sie teilt sich
nach und nach den politischen Insti-
hrtionen mit. Manche n'erden schwä-

cher, manche stärker. Der Bundesprä-
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sident kann durch diese Entwicklung
stärker, aktiver, dlmamischer werden.
Wenn die führenden Parteien kleiner
werden, sich kein Parteiführer auf die

Mehrheit sttitzen kann, kein Partei-

obmann "Leadership" realisiert, dann
kann der Bundespräsident vom ruhen-

den Pol in der Erscheinungen Flucht

zum dynamischen Element werden.

Sein Amt kann von einer Nebenrolle
zu einer Hauptrolle im politischen
Prozeß werden. Manchmal, häufig,

immer.

Thomas Klestilbereitete sich dar-

auf vor. Er ließ sich beraten, Gutach-
ten wurden erstellt, er wollte zuvre-

lem sein Rufzeichen setzen. Er wollte

mehr und anders sein als seine Vor-

gänger.

Andere Akteure der Politik ließen

diesen Rollenwandel nicht zu. Es war

nicht nur der Bundeskanzler, der ge-

gen einen Rollentausch "Aktivkönig

wird Passivkönig" "Passivkönig wird

Aktivkönig" war und ist. Vor allem

die politischen Akteure der SPO wa-

ren überwiegend und wiederholt ge-

gen ein "(Hinein)Regieren des Bun-

despräsidenten".

Aber nicht nur die mandatsstärkste
Gruppe des Parlaments hat gegen ei-

nen aktiven Bundespräsidenten mo-

bi l  gemacht .  Auch von derÖVP wur-

de er nicht immer und bei jedem Ver-

such, ein neues Amtsverständnis zu

zeigen, unterstLitzt. Schließlich waren
- abgesehen von der FPO - die

Oppositionsparteien vehement gegen

den Rollenwandel. Durch diese hete-

rogene Opposition entstand ein Wi-

derstand gegen den Rollenwandel und

erst recht gegen einen Rollentausch.
Die sogenannte "Ampelkoalition"

formierte sich gegen den _Bundesprä-
sidenten. OVP und FPO ihrerseits
wurden keine Koalition für den Bun-

despräsidenten. Sie agierten, wenn

überhaupt, je fur sich fur ihn. Die Mas-

senmedien waren überwiegend gegen

den Rollenwandel.

Durch seine privaten Probleme ist

der Bundespräsident möglicherweise
gehemmt, möglicherweise auch nicht

mehr von der großen Mehrheit getra-

gen, die ihn seinerzeit gewählt hat'

Befragungen ergaben überdies, daß
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nur eine Minderheit fur eine Mehrung
seinerMöglichkeiten ist, und daß man
ihn eher zum "Repräsentieren als zum
Regieren" will.

Das alles heißt freil ich nicht, daß
er nicht von seinen verfassungsgesetz-
lich gewährleisteten Befugnissen Ce-
brauch machen darf. Aber manches
l-rält ihn zurtick, rnanches hindert ihn
sogar. Ob er "ein Kam mit neuen Qua-
litäten" (Nenning) wird, muß derzeit
bezweifelt werden.

Bisher hat der Bundespräsident -

einSpezialist der Außenpolitik - zwar
auf einigen Cebieten der Innenpolitik
gepunktet, so hinsichtlich der Staats-
personalpolit ik, insbesondere im-
Schul- und im Justizbereich. Er l-rat

das "Sparpaket" der Koaiition im
Zuge der Regierungsbildung unter-
stützt. Aber er hat bei dieser selbst
nicht oder zu wenig auf weniger Mi-
nister und Staatssekretäre Wert gelegt.
Er hätte auf diese politische Symbolik
des Sparens beim Regierungspersonal
acl-rten können. Immer wieder erwar-
tet man Signale mitVor- und Fernwir-
kung. Aber er tat es zumindest ijffent-
lich nicht.Möglich.erweise schlägt dem
Bundespräsider-rten bald die Stunde
der Regierungsbildung, der Zusam-
mensetzung der Regierung, des Regie-
rungsProganü$.

Auch wenn er in Reserve stel-rt,
muß er in Bereitscl-raft sein. Aber noch
sind wir von einem Präsidialismus

weit entfernt. Ja, es scheint so zu sein,
daß die Versuche des Bundespräsi-
denten, aktiver und dynamischer zu
werden, als Cegenbewegung den
Parlamentarismus stärker werden lie-
ßen. Die WirKichkeit ist nach Nestroy
irnmer das schönste Zeugnis für die
Möglichkeit. Die Möglichkeiten des
Parlarnents wurden bei der neuen
Wirklichkeit sichtbarer als früher.
Aber auch die Mirglichkeiten des Bun-
despräsidenten.

Prorektor Ord. Univ.-Prof. Dr. Dr.h.c.
Manfried Welan, F-8, ist Ordinarius
für Öffentliches Recht an der Uni-
versität für Bodenkultur in Wien und
Autor des Buches "Der Bundesprä-
sident kein Kaiser in der Republik".
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DemokratiemitHirn
aonDr. SaenHartberger

In einem überaus anregenden Ge-

spräch über Stadtentwicklung und

Siädteplanung sagt mein Gesprächs-
partner ansatz- und übergangslos:
;'Man darf die Demokratie ja auch

nicht überfordern".

Dr. Sven Hartberger v. Karaian

Drei Tage nach dieser Unterhal-

tung bin ich in Deutschland' Bei der

Lektüre verschiedener dort erschei-

nender Tageszeitungen kristallisiert

sich als Hauptthema der BRD bald das

folgende heraus: Eine Frau Schüller,

ehemalige Spitzensportlerin, Arztin

und zuletzt Buchautorin, Mittvierzi-

gerin, hat in Deutschland flächendek-

lende Empörung Provoziert durch

folgende in ihrem iüngsten Buch er-

hoüene Forderung: Manwerde gele-

gentlich vorurteilsfrei und emotions-

los darüber zu diskutieren haben, wie

die Diktatur der Alten über die Jun-
gen aufgehoben werden könnc' Diese

bi t  to t . t i  ergebe s ich daraus,  daß d ie

Alten eine zahlenmäßige Mehrheit

darstellen, daher in der Demokratie

immer das geschehe, was die Alten

wol len,  sodaß dieJungen stets unter-

drückt seien und nie eine Chance hät-

ten, ihre Vorstellungen zu verwirkli-

chen. Das zahlenmäßige Mißverhält-

nis zwischen Jungen und Alten werde

sich aus den bekannten Gründen (stei-

gende Langlebigkeit / Rückgang der

öeburtenrate) weiter verschärfen' Es

müsse daher endlich auch einmal über

den Entzug des Stimmrechts fur Men-

schen ab einer bestimmten Altersgren-

ze diskutiert werden.

Zwei bemerkenswerte Gedanken:

Die Möglichkeit einer ljberforderu ng

der Demokratie und die Beschrän-

kung des Stimmrechts auf Grund per-

sönlicher Eigenschaften. Um diese bei-

den Gedanken möchte ich meine

Überlegungen zur Teilnahme der Be-

völkerung an der staatlichen Willens-

bildung [ruppieren. Der dritte Teil

enthält dann eine Conclusio mitVor-

schlägen.

1. D idÜb e( or derung der
Demokratie

Der Gedanke der Demokratie ist

eigentlich nicht leicht zu überfordern,

wäil er in Wahrheit keinen sehr weit-

reichenden Inhalt hat. Es handelt sich

im wesentlichen nur um die Teilnah-

me des Staatsvolkes an der sogenann-

ten staatlichen Willensbildung' In den

meisten Fällen westlicher Demokrati-

en wird das so verstanden, daß das

Staatsvolk bestimmen darf, welche

politische Gruppierung (Partei) be-

itimmen darf, welche Personen in den

kommenden vierbis sechs Jahren das

Land regieren sollen.

Die Demokratie an und für sich ist

wecfer gut noch schlecl-rt, sie sichert

weder Gerechtigkeit noch Humanität,

weder Wohlstand noch Sicherheit' Sie

ist ihremWesen nach nicht notwen-

dig besser oder gerechter organisiert
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als eine Diktatur (zB der Vatikanstaat)

oder eine Oligarchie. Zur Illustration

dieser Feststellung rufe ich kurz das

folgende ins Gedächtnis:

a) Hitler und die übrigen Nazi-

bestien sind durch demokratische

Wahl in Deutschland an die Macht

gekommen.

b) Es waren vollkommen undemo-

kratische Mittel, mit denen Hitler und

die übrigen Nazibestien wieder aus

ihren Staatsämtern entfernt worden

sind. Sie sind nämlich einfach wegge-

bombtworden.

Die Demokratie ist sofort überfor-

dert, wenn ihr zugesonnen wird, auch

für eine gerechte, soziale und humane

Ordnung der Dinge zu sorgen' Sie ist

ferner danrr überfclrdert, wenn dem

Bürger Entscheidungen über komple-

*".trd ko-plizierte Fragen aufgebür-

det werden, die er mangels ausreichen-

der Kenntnis über die Materie gar

nicl-rt treffen kann. In Fällen derartiger
"Volksbeschlüsse" ist es keineswe gs

so, daß die Entscheidungsgewalt in

besonders wichtigen Fragen der Be-

völkerung zurückgegeben wird' Di,e

Wahrheit ist, daß dieRegierung in sol-

chen Fällen abdankt, und die Staatsge-

walt vorübergehend an Marketingstra-

tegen devolviert, die für entsprechen-

de"Vota zu sorgen haben.

Eigentlich sind Volksentscheide

regelmäßig eine Katastrophe' Die Leu-

teitimmen über Dinge ab, von denen

sie nicht die geringste Ahnung haben'

Die meisten Menschen interessieren

sich überhaupt nicht für die kompli-

zierte Aufgabe der Regierung eines

Staates, sie haben keine Idee von den

Aufgaben einer Regierung, sie wissen

nichts über Funktion und Wirkungs-

bereich von National- und Bundesrat,

und sie wollen es auch nicht wissen'

Am Wahltag aber lieben sie es, "Denk-

zettel" auszuteilen. Leichte Beute wi-

derwärtiger Demagogen macht die

Mehrheit, deren einzige Legitimation

darin besteht, daß sie eben die Mehr-

heit ist, die Schicksale von Staaten und

Völkern zum Spielball ihrer Launen

und ihres Gutdünkens. Die Geschich-

te hat  dafür  übergenug Belege'

Mommsen zeigt gleich im ersten Band

seiner 
"Römischen Geschichte" wie
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die republikanische Mehrheit den
Staat in die fatalen Punischen Kriege
hetzt, denen nicht nur die Blüte der
römischen Jugend und zeitweise fast
der gesamte Senat zum Opfer fallen,
sondern auch eine der blühendsten
und hervorragendsten Kulturen der
Antike, das alte Karthago.

In seiner Verteidigungsrede hat
Sokrates sehr stringent dargelegt, daß
es nachgerade absurd ist, alle Men-
schen an der Fül-rrung der Staatsge-
schäfte teilnehmen zu lassen. Er zeigt,
wie abwegig es ist, wenn die Men-
schen glauben, weil sie tüchtige Dich-
ter, Handwerker, usw. seien, und in
ihrem Fach viel wissen, müßten sie
auch alles übrige gleich gut verste-
hen, auch das Wichtigste. Niemand
käme auf den Gedanken, er könne in
der Pferdezucht, der Tiscl-rlerei oder
irgendeiner sonstigen Kunst etwas
Rechtes leisten, wenn er nicl-rt durch
entsprechende Anstrengung eine ein-
schlägige Kenntnis und Bildung sich
erworben habe. Umgekehrt glaubt
aber jeder Pferdezüchter oder Tisch-
ler, weil er auf seinem Gebiet eine
tüchtige Kraft sei, müsse er auch bei
der Staatsführung kräftig mitreden.

Ich sehe es an mir selbst: Icl-r bin ein
bßchenJurist, habe mich eine zeitlang
in der Ceschichte umgetan, und bin
im übrigen ein Theatermensch. Wenn
man mich einlädt, ich solle entschei-
den, ob in Österreich Atomreaktoren
in Betrieb gehen sollen ( - wie vor etli-
chen Jahren geschehen - ) fühle ich
mich vollkommen überfordert und
auch verhöhnt. Ich weiß nichts dar-
über und kann mich in der verfügba-
ren Zeit auch nicht hinreichend kun-
dig machen, um seriöser Weise eine
gute Entscheidung in einer solchen
Frage zu treffen. - Wenn ich mich voll-
ends gelegentlich in politische Debat-
ten auf der Straße einlasse, wie ich es
zuletzt anläßlich des widerwärtigen
Haider-Volksbegehrens gegen Mitbtir-
ger ohne österreichischen Staatsbür-
gerschaftsnachweis über einen Zeit-
raum von 14 Tagen täglich vier Stun-
den lang getan habe, wird mir ganz
schwindlig, wenn ich erkenne, auf
welch absolut unsinnige und verdreh-
te Lrberzeugungen eine gewalnge Zal:i.
von Menschen ihre demokratischen

Entscheidungen gründel Daß zuviele
Menschen in Osterreich leben; daß
nicht genug Getreide wachse, um alle
zu ernähren; daß nur noch "Auslän-

der" Gemeindewohnungen bekämen;
daß wir alle Muslime werden müß-
ten; ja sogar, daß das Wiener Kanali-
sationssystem die Menge der Fäkalien,
die von den "Ausländern" ausgeschie-
den würden, nicht bewältigen könne:
Nichts davon habe ich erfunden. Es ist
die treue Wiedergabe vollkommen
gef estigter Lrberzeugungen, die den
Menschen durch nichts auszureden
waren, und es sind exakt jene Lherle-
gungen, nach denen sie von ihrem de-
mokratischen Stimmrecht zur Ent-
scheidung einer Sachfrage Cebrauch
machen.

Fazit: Die Demokratie ist überfor-
dert, sobald der Volksmehrheit sinn-
volle Entscheidungen in Sachfragen
abverlangt werden. In Wahrheit ist die
Demokratie auch überfordert, wenn
von ihr erwartet wird, daß durch
gleichmäßige Befragung aller Perso-
nen, deren einzige Qualifakitaion dar-
inbesteht, daß sie achtzehnoder mehr

Jahre lang gelebthaben, diezur Regie-
rung eines Staates geeignetsten Perso-
nen ausgemittelt werden könnten.
Diese Hypothese ist mehrfach theore-
tisch und empirisch widerlegt, sie ist
somit in Wahrheit nicht einmal mehr
eine Hypothese, sondern eine Fiktion.

2. Kein Stimmr e cht für AIt e

Frau Schüller, die eine Diskussion
über die Frage, ob man nicht alten
Menschen das Stimmrecht entziehen
solle, angeregt hat, mußte sich sehr
schnell auf eine kleine, verkürzte Ver-
teidigungsposition zurückziehen: Sie
habe an Menschen gedacht, die kaum
mehr ihrer Sinne mächtig seien, die
völlig unter dem Einfluß von Pflegern
stünden, etc. Kurz: eigentlich hat sie
widerrufen und sich auf den Punkt
zurückgezogen, daß Personen, die nur
bedingt zurechnungsfähig sind, nicht
wählensollten.

Unbemerkt ist in den Entrristungs-
stürmen aber ein interessanter Aspekt
ihres Vorschlags geblieben: Kann eine
Altersgrenze sinnvoller Weise über-

haupt als einziges (oder zumindest:
hauptsächliches) Kriterium für die
Gewährung des Stimmrechts her-
angezogen werden?

Demokratie ist die Diktatur der
Mehrheit. Man soll sich dabeiberuhi-
gen. Wenn die Alten in einer Demo-
kratie die Mehrheitbilden, haben sie
eben die Entscheidungsgewalt. Aus.

Was ich als leidlich junger Mensch
fürchte, ist gar nicht die Diktatur der
Alten, deren Lebenserfahrung, Weis-
heit und in vielen Fällen erworbene
Cüte und Milde ich schätze und ehre.
Was ich fürchte, ist die Diktatur der
Trottel.

Ich glaube, daß die Demokratie
eine sehr geeignete Form zur gerech-
ten, sozialen und friedvollen Lenkung
eines Gemeinwesens wäre, wenn das
Kriterium zur Teilnahme an ihr sich
nicht auf stumpfsinnige, formale und
eher zufällige Aspekte beschränkte,
wie es Altersgrenzen sind.

Ich halte denCedanken, man solle
Menschen, die zB das 75. Lebensjahr
vollendet haben, einfach aus diesem (
- und keinem anderen Crund - ) das
Stimmrecl-rt entziehen, ftir stumpfsin-
nig. Darin werde ich mit den meisten
Menschen übereinstimmen. Ich sehe
aber auch nicht ein, warum derselbe
Gedanke, von der anderen Seite her
gedacht, plötzlich plausibel sein soll-
te: Ich l-ralte nämlich auch den Gedan-
ken, man solle Menschen, die zB das
18. Lebensjahr vollendet haben, ein-
fach aus diesem ( - und keinem ande-
ren Grund - ) das Stimmrecht gewäh-
ren, frir stumpfsinnig.

S,DemokratiemitHirn
Auch in Österreich werden die

Dinge komplexer, komplizierter und
unüberschaubarer. Uber die Schwie-
rigkeit von einzelnen Sachfragen will
ich hier nicht im Detail handeln, nur
ein ganz kleiner Hinweis für eigene
Denkaufgaben: Wervon uns hat auch
nur die leiseste Ahnung davon, wel-
che Auswirkung für unser Land ein
Beitritt/Nicht-Beitritt zur EU inner-
halb der kommenden 5, 10 oder 30
jahre haben wird? - Entschieden ha-
ben wir's aber alle.
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Es gibt aber schon arrfviel früherer

Stufe Probleme, die es nahelegen, über

geeignete Partizipationsformen für ein

ä emokratisches System nachzuden-

ken. Auch in Österreich verändert sich

die Parteienlandschaft. Nicht nur sind

mehr pol i t ische CruPPierungen in

den gesetzgebend en Körperscha f ten

vertreten als ie zuvor in der 2. Repu-

blik. Es ist auch so, daß nichtbei ieder
dieser Gruppierungen Vertrauen in

ihre Treue zum demokratischen, re-

publikanischen und liberalen Prinzip

im Sinn der ästerreichischen Bundes-

verfassung angebracht scheint. Auch

die jungere Geschichte Osterreichs

zeigt, daß sich Wahlerfolge durch

Demagogie und of ferre Lügen erz ie-

len lasser-r, daß die iisterreichische De-

mokratie in ilrrer gegel-rwärtigen Form

also leicht mil3brauchbar ist. Das ver-

ianst nach Mechanismen, die solchen

Miöbrauch verhinclern.

Als künftiges Modell für die Teil-

nahme an der staatlichen Willensbil-

dung schlage icl-r daher neben dem

ersten (untergeclrdneten) Kriterium

des Mindestalters, als zweites (wesent-

liches) Kriteriurn den Nachweis der

Stimn-rqualif ikation vor.

Zu diesem Zweck wird so vorge-

gangen:

1.) Es werden dreitausend einfa-

che Fragen über das politische System

Österreichs, aktuelle Fragen der lnnen-

politik, aktuelle Fragen der EU-Poli-

t ik  urrd eventuel l  t ' in  paar  sehr  mar-

kar-rte Wirtschaftsdaten ausgearbeitet'

Dieser Fragenkatalog wird vcm Na-

tionalrat (2/3-Mehrheit) rnitsamt Ant-

worten (multiple choice System) be-

schlossen. (Ecicplclc, 1.) Aufgabe des

Bundespräsidenten ist es a) die Geset-

ze zu beschließen; b) die Rechtmä-

ßigkeit der Gesetze zu bestätigen; c)

das rechtmäßige Zustandekommen

d.er Gesetze zu beurkunden' oder: 2')

Der Prozentsatz von Gemeindewoh-

nungen inWien, die Ausiändern zu-

g"*i"t"t-t wurden, beträgt derzeit a)

0,5'k ;b)5% ; r)20%t d)50%' oder.3') Im

weltweiten Vergleicl-r gehirrt Oster-

reich a) zu den 70% der Staaten mit

der geringsten Arbeitslosigkeit; b)

l i eg t  im  M i t t e l f e l d ;  c )gehö r t  zu  den

Staaten mit der höchsten Arbeitslosig-

keit).

2.) Alle dreitausend Fragen wer-

den zusammen mit den korrekten Ant-

worteu (ua natürlich im Bundesge-

setzblatt, weil sie ja vom Nationalrat

beschlossen wurden) veröf f entlicht'

Jeder, der sich i.nteressiert, karrn sich

also informieren, und die Kenntnisse,

die er zur sinnvollen Ausübung sei-

nes Stimmrechts ohnehin haben müß-

te, also allenfalls auf diesem Weg
"nacherwerben".

3.) Jeweils fünf dieser Fragen wer-

den (per Zufallsgenerator) auf die

Kuvcr ts  für  d ie St immzet te l  aufge-

druckt. Jedes Kuvert hat andere Fra-

senkombinationer-r. - Die Wal-rlkom-

nrissionen überprüfen die Antworten'

Sind nicht zumindest drei der fünf

Fragen korrekt beantwortet, wird das

Wahlkuvert ungeöffnet samt Stimm-

zettelweggeworfen.

Auf diese Weise wird gewährlei-

stet, daß Menschen, die sich lijr Zu'

stand und Schicksal ihres Landes, für
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die Vorgänge und Gegeber-rheiten in

ihrem Staat überhaupt nicht interes-

sieren und auch keine Ahnung davon

haben, von seiner Lenkung femgehal-

ten werden. Gleichzeitig wird der

Spielraum jener, die l.üge und haltlo-

rö D"*ugogie zum Mittel ihrer Poli-

tik machen, extrem verengt. Kurz: Der

Zugriff der Trottel auf die Staatsfüh-

rung wird eingeschränkt. - Wenn das

eesChehen ist, karur man das Staatsvok

iinnvoller Weise auch über Sachfrage'n

abstimmenlassen.

Die kün f t igen Part iz ipat ionsfor-

men in der Demokratie müssen an

sachl icher  Qual i  f ika t ion a nknüpfen:

Demokratie mit Him. Wer keinen Ftih-

rerschein hat, darf kein Auto lenken'

Das ist gut so, weil alles andere ge-

fährlich wäre.

Dr. Sven Hartberger, TKW, CLF

ist promovierter f urist und Direktor

des Wiener OPemtheaters'

ul 'u'f l
tGroße Künstler sind
die einzigen Reichen,
welche ihr  ganzes
Glück mit uns teilen.t

Augus t  Pau l i

Ilfir
W

T i r o l e r * s p a r k a s s e
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Auf derSchwellein
eineneuezeit
Mens ch enb il d un d D em okr at i e

Was ist der Mensch? Warum gera-
de jetzt diesc Frage? Martin Bubcr lrat
darauf hingewiesen, datl die anthro-
pologische Frage der Geschichte im-
mer dann aufbricht, wenn derMensch
seine bishe.r gesicherte Heimat und
Ceborgenheit verliert, wenn ihm sei-
ne Welt und seine eigene Stellung in
der Welt fragwürdig werden. Dann
wird er gedrängt zur Frage nach sich
selbst, nach seinem Wesen und dem
Sinn des Daseins.

Wenn sich ein Politiker daran-
macht, das sich ständig wandelnde
Menschenbild zu definieren, dann hat
dies methodische Korrsequenzen. Er

10 Thesen aon Mog,Boris Marte

"... von der Festlegrrng der Schwel-
lenorte kanrr die Zeichnung der ge-
samten Crundrisse ausgehen; mit ih-
nen als den Grenzlinien deutet sich
die ursprüngliche Anordnung eines
Baus oder auch eines ganzen Dorfes
an."

Peter Handke, Der Chinese des
Schmerzes.

"Der normale Zustand der Atmo-
sphäre ist die Turbulenz."

Hans Magnus Enzensberger, Die
große Wanderung 33 Markierurrgen.

Einleitung
Was ist der Mensch? Erlauben Sie

rnir, daß ich zu dieser Frage nicht als
philosophiscl-rer Anthropologe und
auch nicl'rt als Naturwissenschaftler
oder Theologe zu Ihnen spreche, son-
dern aus der Sicht eines politiscir den-
kendeu Menschen,  c ler  ich eben b in
urld der sich so seir-re Gedanken n-racht.

sieht den Menschen nicht isoliert als
reines Subjekt im Sinne des Rationa-
lismus (Descartes) oder des Idealismus
(Kant bis Hegel). Der Mensch kommt
vielmehr konkret als "Mensch in sei-
ner Welt" in das Blickfeld der Dis-
kussion. E. I lusserl spricht von der
"Lebensr.t elt", Martin Heidegger vorr
"In-der-Welt-Sein" 

als Grundverfas-
sung des Daseins.

Für den politisch denkenden Men-
schen wird die Welt als konkreter und
gesc}richtlicher Verständnishorizont
zu einer anthropologischen Kategorie.
Zum besseren Verständnis des Men-
schen entwickeln wir eine Phänclme-
nologie der Welt. Genau dies wird
die Methodik meiner Ausführungen
zum Menschenbild darstellen. Selbst-
und Weltverständnis stehen nicht in
reinem Subjekt-Objekt-Gegensatz zu-
einander, sondern bilden eine dialek-
tische Einheit, deren Grundstrukturen
freigelegt werden müssen.

Ich darf daher zur Rekonstrukticln
des modernen Menscher-rbildes ein
Bouquet von 10 Thesen anbieten, die
in ihrem Zusammenspiel die Frage
nach den-r neuen Menscl'renbild an-
und überschaubar machen sollen.
Thesen, die eine Diskussion'über
Menschenbilder berücksichtige.n soll,
te. Diese 10 Thesen sind als voneinan-
der unabhängige Beobachtungen zu
begreifen.

Zuerst aber lassen Sie micl-r ein biß-
chen in die Rolle eines römischen
Mosaikkünstlers aus Ravenna schlüp-
f t ' r r ,  der  im Sinne von Hegt ' ls  "Die

Zeitin Gedanken fassen" mit vielen

kleinen Steinchen seinen inneren Bil-
dern über die Welt zum Ausdruck
verl'Lilft:

DieWelt sindwir nIIe
Die Welt ist kleiner geworden.

Hochtechnologische Kommunika-
tionssysteme einschließlich 500 Satel-
liten machen die gesamte Erde von
allen Teilen aus verfügbar. Die Welt
ist in die Ferne gerückt. Die alltägli-
che Konfrontation mit Informations-
fetzen überfordert die Verarbeitungs-
kapazitäten des Einzelnen und führt
zur innerlichen Abschottung. In den
letzten Jahren hat sich die Welt verän-
dert wie schon lange nicl-rt mel-rr. AI-
lein in den vergangenen 18 Monaten
sind 21 neue Staaten entstanden. Ein
Großteil davon in der unmittelbaren
Nachbarschaft Österreicl-rs.

Der Boden, auf dem das interna-
tionale Gleichgewicht festgemacht
war, ist unberechenbar ins Rutschen
gekommen. Sicherheitskonzepte müs-
sen überdacht werden. Gerade für
Österreich ist ein hohes Maß an Inves-
tition in eine neue sicherl'reitspoliti-
sche Ara notwendig,.

Der Zusammenbruch des Kommu-
nismus veränderte nicht nur die Geo-
graphie, sondern auch die Lebensein-
stellung seiner ehemaligen Gegner-
schaft. Auch für sie ist eine Legitima-
tionsquelle frir Gesellschaf tsprogram-
me abhander-r gekommer-r. Ein Stück
Unterbewußtsein, welcl-res herhalten
mußte für allerlei Verdrängen, ist
schrnerzlicl-r in die Erinnerr-rng der
westlichen Demokratien zurückge-
kehrt. Ceschichtsbücher werLir'n aus
dem Archiv geholt. Die Ceographie
wird entpolitisiert und paßt sich rea-
len Cegebenheiten an. Bürgerkrieg,
Natior-ralismus und Armut lassen eu-
ropäische Institutionen in ihrer Reakti-
onsfähigkeit schlecht aussehen.

Eur op n a or neuen Auf g nb en
Unsere Wahmehmung der Welt ist

eurozentriert. Europa ist aber nur ein
Standpunkt von vielen. Wissenschaft-
lich im Leber-rszugang, techrrisch im
Lebensvollzug und universalistisch in
der Lebensethik, enfwickelt dieses Eu-
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ropa gep;enüber seinen näheren und
femeren Nachbam Arroganz und lnto-
ler anz; Europas Glaubwürdigkeit als
vorbildliches Zivilisationsmodell ist
erschüttert. Davon sind aucl'r die im
Begriffshof "Europa" wohnenden
Werte der Menschenrechte und De-
mokratie, der Rechtsstaatlicl-rkeit und
Iiberalcn Cesellschaftsordnung betrof-
fen.

Dem tecl-no-ökonomisch aufrech-
ten Cang entspricht eine geduckte
Haltung in der Menschlichkeit. Nicht
Aufstieg und Wohlstand, sondern
Verfall und tikologische Zerstörung
und kulturelle Degeneration bestim-
men heute denAlltagvon Dreifunftel
der Menschl'reit. Das einst in Europa
ersonnene Modell der Zivil isation hat
sich zwar als konkurrenzlos dyna-
miscl-r und erfolgreich erwiesen, dc'rch
für die Cestaltung der Zukunft ist es
nicht geeignet. Unser Wohlstand war
nicht gratis. Er ging auf Kosten von
anderen. Die Gleichung der Zukunft
läßt sich nicht mehr so einfach ma-
chen. Die Anzahl der Variablen ist
nicht kleiner, sondern größer gewor-
den. Orientierungen und Konzepte,
die sich in den vergangenenJahrzehn-
ten bewährt haben, erweisen sich als
wertlos. Geläl-rmt wie ein Kaninchen
vor der Schlange sind Europa und sei-
r-re Institutioner-r in eine Hypnose ver-
fallen, deren Wirkung noch anhält.

Sie wird so lange arrhalten, solan-
ge die Logik der Integation eine über-
wiegend ökonomistische sein wird.
Europa rechtfertigt sich gegenüber
seinen Bürgern und gegenüber der
restlichen Welt vornehmlich durch
Wohlstandsvermehrung und Wirt-
schaftswachstum. Die Investilionen in
neue Technologien sollen die Preise
senken und damit die Märkte sichern.
Die wirtschaf tliche Konkurrenzfähig-
keit gegenüber Japarr und den USA
steht auf dem Spiel. Geopolitik ist
pass6. Jetzt ist die Rivalität zwischen
den Nationen geoökonomisch. In ih-
rer mildesten Form drückt sich die
Geoökonomie im Wettlauf um das
höchste Bruttosozialprodukt und um
die stärkste Währung aus. In ihrer
schärfsten Form bedeutet Ceoökono-
mie einen offenen Kamnf um wirt-
schaftl iche Vormacht. Diese Spirale

führtnachunten.

Europa wird aber immer mehr
politisch gefordert. Politisch wird die-
ses Europa aber nur dann, wenn es
sich seines Selbstverständnisses als
Wertegemeinschaft verstärkt bewußt
wird.  Europa wird nur  sein,  wenn es
ein "Europa des Ceistes" (Julien
Benda) wird, und diesem Verständnis
gemäß seinen Auftrag im Dienste der
Menschenrechte, der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit gerecht wird. Denn
in der Festschreibung der kommen-
den Weltordnung, wie sie sich jetzt
schon abzeichnet, wird es Verlierer
geben. Mehr als je zuvor. Schon jetzt
stelltJean Baptist Metz die Frage: "Gibt

es indes nicht zweierlei Menschenrech-
te in der heutigen Weltpolitik?" Es
gibt zweierlei Menschenrechte und die
Unterscheidung ist angeboren. In die-
ser schwierigen Situation verspricht
der Fundamentalismus die Antwort
auf die Frage, welche Richtung das
Projekt Gesellschaft und das Projekt
des eigenen Lebens nehmen sollen.

Bei den einen steht das eigene Le-
ben auf dem Spiel. Bei den anderen -

den Minderheiten - geht es um die
Verteidigung von Crenzwerten. "Wo

die Eingangstore versperrt sind, bren-
nen die Barrikaden" (Otto Kall-
scheuer). Das Konzept, solche Barri-
kaden zu vermeidery muß in der Lage
sein, Fremdheit als Fremdheit zu
"inkorporieren". Ein solcher Versuch
verlangt mehr als die systematische
Toleranz eines kulturell farbenblinden
Marktes. Ein solcher Versuch braucht
kulturellen Eigensinn und Rückbin-
dung - das Bewußtsein vom "Faktum

des Pluralismus" (lohn Rawls) ver-
schiedener ethnischer, religiöser,
weltanschaulicher Gemeinschaften im
modernen Gemeinwesen. Und es
braucht ebenfalls eine politische Theo-
rie, die etwas von der Ferne versteht.

Österreich hat an der Mitglied-
schaft zu dieser Wertegemeinschaft
vitales Interesse, zumal es historisch
an deren Aufbau entscheidend mitge-
wirkthat. Östcrreich kann im Umgang
mit einem Stück Welt wesentliche
Fernerfahrung einbringen. Es gibt
wohl weder eine ökonomische noch
eine kulturelle Alternative für Öster-
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reich als die volle Integration im euro-
päischen Einigungsprozeß.

Es wird eng, und es entsteht im
außenpolitischen Verhältnis Europa
zur Welt - wie angesprochen -, aber
auch im inner-rpolitischen Sinn eine
gespaltene Weltgesellschaft. Vor allem
auch innerhalb nationaler Grenzen ist
vieles in Bewegung geraten. Längst
vergangene Phänomene treiben an die
Oberfläche. Die Kategorien des Nach-
kriegseuropa ziehen nicht mehr. Für
die zukünftige politische Ordnung
liegt kein historisches Vorbild, keine
schlüssige Theorie, ja nicht einmal eine
plausible Vision vor. Jean Baptist
Metz: "Fremdenfeindlichkeit, Antise-
mitismus und Rassismus sind Sym-
ptome einer tiefer sitzenden gesell-
schaftlichen Krise, die wiederum un-
sere gesellschaftlichen Institutionen
wie Familie, Schule, Kirche, politische
Parteien usw. betrifft. Dies sind
schließlich immer noch die bevorzug-
ten Tradierungs- und Lernräume un-
serer Cesellschaft, die Veranstaltun-
gen gelingender und mißlingender
praktischer Vernunft. "

Gesellschnftliche
lnstituti o nen in d er Kri s e

Um in Anschauung heutiger Ent-
wicklungen Tiefenschärfe zu bekom-
men, muß unter die Oberfläche ge-
gangen werden und über die tragen-
den Crundsätze und integrierenden
Institute des Zusammenlebens nach-
gedacht werden. Die Säulen, auf de-
nen unsere hoch geschätzte bürgerli-
che Cesel lschaf t  aufgebaut  hat ,
bedürfen einer Renovierung. Der Be-
griff "Krise" greift aber zu kurz. In
die Mauern der gewohnten Tradie-
rungs- und Lernräume sind Türstöcke
geschlagen worden, die neue Schwel-
len markieren. Diese Offenheit birgt
in sich die Chance der Emanzipation
von überalteten Vorstellungen und
die Erstarkung von Prinzipien der
Freiheit und der Cleichheit, in deren
Einzugsbereich die Grundpfeiler für
die "civil society" westlicher Prägung
gelegtwurden.

Diese Losgelöstheit von tradierten
Bindungenbirgt in sich aber auch das
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Risiko der "Zerrissenheit allen Sinns",
die von jedem einzelnen ein gehöriges
Maß an Mündigkeit und Entschei-
dungsfreiheit verlangt, um die Orien-
tierung nicht zu verlieren.

Die Rahmenbedingungen für die
Entwicklung des zarten Pflänzcl-rens
des aufgeklärten, vernunftbegabten
Menschen sind aber denkbar ungün-
stig. So ist zurn erstenmal die heran-
wachsende Jugend damit konfron-
tiert, daß es ihr allen Voraussagen ge-
mäß schlechter gehen wird als ihrer
Elterngeneration (Bescl-rränkung des
Wohlstandes, Zerstörung der Umwelt,
Generationenkonflikt, Verzicht auf
Gewohnheiten...). Diese wiederum ist
von Sorge erfüllt, daß die Nachkom-
men nicht  dasselbe Ausmaß an
Optionen zur Verfügung haben, wie
es bisher der Fall war.

Damit wäre bereits einer der stär-
ker zu betonenden Aufgabenbereiche
der Politik im ausgehenden 20. Jahr-
hundert markiert. Das Prinzip Verant-
wortung rückt vom Rand der politi-
schen Diskussion in die Mitte.

Die Erfahrung von Ungewißheits-
erlebnissen nimmt zu. Die fortschrei-
tende Zerstörung des Gleichgewichts
im Okosystem Erde bedroht die "con-

ditio humanae". De Abhängigkeit des
Menschen von einer lebensfähigen
Umwelt ist ein wichtiger Bestandteil
des gegenwärtigen politischen Ge-
schehens. Dabei geht es nicht nur um
die Vereinbarkeit von Umweltschutz-
maßnahmen mit dem wirtschaftlichen
Wachstum, sondern vor allem um die
Entwicklung eines neuen Menschen,
bildes, das die ökologische Kompo-
nente der menschlichen Existenz be-
rücksichtigt. Dennoch sollte die Um-
weltpolitik nicht nach vormodernen
Mitteln der politischen Umsetzung im
Sinne einer Okodiktatur greifen, son,
dern Anreize für umweltbewußte
Verhaltensmuster einrichten und au-
ßerdem ihre Konzentration auf den
mündigen Bürger abstellen.

Die Instrumente der nationalen
und internationalen Politik reichen
nicht mehr aus, um die Probleme in
Griff zu bekorrunen. Die gelehrten und
studierten und eingeübten Werte ge-
ben keine Antwort auf die vielen

unbeantworteten Fragen. Dieser Zu-
stand trägt nicht gerade zur Sicherheit
bei.

AngstundOhnmacht
Angst macht die Runde, und Angst

ist ein schlechter Ratgeber. Sie ist - im
Gegensatz zum Fundamentalismus -

die westliche Form der Antwort auf
die von Ulrich Beck diagnostizierte
"Risikogesellschaft". 

Bertram Schnei-
der vom Club of Rome drückt das so
aus: "Die heutige Bedrohung hat kein
Gesicht, der Feind sind wir selbst."

Folgende zwei Auswirkungen
sind damit verbunden:

1. De Erwartungen in die Lösungs-
kompetenz der Politik verhalten sich
verkehrt proportional zum "Bedeu-

tungsverlust staatlicher Gestaltungs-
und Durchsetzungsmacht" (Ulrich
Beck). Dies ist nicht Ausdruck von
Versagen, sondern Merkmal einer zu-
nehmend autonomen und liberalen
Cesellschaft einerseits sowie fort-
schreitende intemationale Vernetzung
andererseits. Dies war auch so gewollt,
und es steht so geschrieben in den
Entwicklungsplänen moderner Ge-
sellschaften. Nicht gewollt bzw.
voraussehbar waren internationale
Entwicklungen, die den Verlust poli-
tischer Führungsfähigkeit derart ver-
stärken, daß aus politischen Kundge-
bungen in vielen Fällen schon das Ein-
geständnis der Ohnmacht zu entneh-
men ist. Ohnmacht gegenüber der
ökologischen Misere und Ohnmacht
gegenüber den Migrationsbewegun-
gen und Ohnmacht gegenüber der
großenArmut.

2. Individuell wie kollektiv fällt
die Gewßheit, über sich und sein Ter-
ritorium, das in Europa immer als
Machtbasis betrachtet wurde, bestim,
men zu könnery der Entropie anheim.
ln diesem Zusammenhang erscheinen
die Diskussionen über die jeweilige
nationale Identität und das Bedürfnis
nach Heimat in einem neuen Licht.
Das Bedürfnis nach Gemeinschaftsge-
fühl stärkt die Bereitscl-raft, sich als
Gruppe zu definieren. Merkmale der
Kategorisierung werden gesucht. Un-
ser kultureller Haushalt, der sich über

Jahrhunderte in der gesellschaftlichen
Reproduktion festgemacht hat, stellt
Bilder, Symbole, Mythen - sozialen
und geistigen Kitt- zurVefugung, auf
die jederzeit zurückgegriffen werden
kann. In ihrer schwächsten Form wer-
den zur Identitätsfindung kulturelle
Kategorien gefunden, in ihrer stärk-
sten Form handelt es sich dabei um
rassislische.

Angst war also nie ein guter Ratge-
ber. Die Politik ist gefordert, denn...
"Kollektiv empfundene Angst kann
zu abwegigem und selbstzerstöre-
rischem Verhalten führen, bei dem die
richtige Einschätzung der Realität ver-
loren geht..." (Jean Delumeau, Angst
imAbendland).

DasGemeinschnftliche
derDemokratie

In einer Gesellschaft, die von der
Pluralität der Lebensformeln und der
sozialen Relativität des eigenen Be-
kenntnisses und Interesses gekenn-
zeichnet ist, deren politisches Prinzip
die Gegensätzlichkeit und Unvollstän-
digkeit demokratischer Abläufe ist,
kommt dem, was als "gemeinschaft-

lich" empfunden wird, ein besonde-
rer Stellenwert zu. An diesem "ge-

meinschaftlichen" Fonds gesellschaft-
licher Reflexivität hängt das Schicksal
unserer Demokratie. Schon längst ha-
ben sich selbsternannte Propheten auf
die Reise gemacht, die vorgeben, die
einzig wahre Definition dieses "Ge-

meinschaftlichen" zu besitzen. Sie re-
den der allgemeinen Angst und dem
Anomaliepotential mit Mitteln das
Wort, die mit dem Selbstverständnis
liberaler Demokratien im offenen
Widerstreit stehen.

Umso wichtiger, umso dringlicher
ist die Diskussion über jene Elemente
unserer gesellschaftlichen Landschaft,
die das "Cemeinschaftl iche" 

ausma-
chen. Wäre nicht einmal der Vermu-
hng nachzugehen, daß Demokratie ihr
symbolisch integrierendes Kapital ge-
rade aus dem politischen Konflikt be-
zieht? Ist nicht der politische Diskurs
das Medium, das jenes Bewußtsein
eines gemeinsam geteilten gesellschaf t-
lichen Rahmens herausbildet? Müß-

27 DrnCrurvrrnl/95



ten wir - wenn das so ist - nicht etwas

intensiver über die politische Kultur

in unserem Land nachdenken?

Jean Baptist Metz hat es schon an-

gesprochen: Hinter den SYmPtomen
der Fremdenfeindlichkeit, der Unsi-

cherheit, der Gewaltversteckt sich eine

Krise unserer gesellschaftlichen Insti-

tutionen. Unter den Kulissen der alten

Strukturen haben sich längst die Fun-

damente einer rteuen Gesellschaft jen-

seits der Industriegesellschaft etabliert,
für die uns die passenden Etiketten

noch fehlen.

DieWeltwird zumLabor

Das gesellschaftliche Produkt des

orientierunssverleihenden Wissens

und der gestaltenden Technik ist un-

sere moderne Welt. Wie immer wir

uns in unserer WeltbeweS;en, wir ori-

entieren uns an unserem Wissen, und

wir vertrauen auf unsere Technik. Die

moderne Welt hört in ihren dynami-

schen Zügen auf clas Stichwort Wis-

senscha ft urrd Technik.

Aber: h-r ihrem Mittelcharakter sind

Wissenschaft und Technik sowohl
zum Aufbau als auch zur Zerstörung

einsetzbar. Der Berliner Soziologe
Lcpenies fordert, dal3 die Wissenschaf-
te-n endlicl-r Bescheidenheit lemen und

einsehen sollten, "dall sie einen Teil

der Probleme, die sie zu lösen versu-

chen, selbst geschaffen haben". Und

Ulrich Beck spricht davon, daß die

Welt zum Labor werde und sichzum

Schauplatz eines Menschhei tsexperi-
ments entwickle, an dem jedermann

teilnehme, für das letztlich niemand

mehr verantwortlicl'r sei".

Wissenschaf tlicher Fortschritt ist

ein ambivalenter Begriff geworden.
Trotzdem: "Auch wenn die Feuer-

wehr den Brand gelegt hat, kann man

zum Löschen nicht auf sie verzichten",

schreibt Professor Hubert Markl, ehe-

maliger Präsident der deutschen For-

schungsgemeinschaft.

In dieser Situation, in der sich die

moderne Welt im Dilemma von Fort-

schritt und dessen Folgen einrichten
muß, gibtes allerdings keine ethischen
Patentrezepte, die nur noch politisch

durchgesetzt werden müssen. Was

vielmehr zählt, ist die ständige Aufga-

be, den wissenschaftlichen und tech-

nologischen Verstand wieder mit et-

was mehr verantwc-rrtungsorientierter
praktiscl-rer Vernunft zu verbinden.

Die aktuelle Diskussion um die

Gentechnologie ist ein gutes Beispiel.

Wir stehen vor einer biologischen Re-

volution, deren Langzeitfolgen noch

nicht abschätzbar sind. Diese Art des

menschlichen Eir-rgriffs in die mensch-

liche Erbmasse birgt große - wahr-

scheinlich unverzichtbare - Chancen

in sich, stellt allerdings auch alles Le-

bendige in naher Zukunft zur Dispo-

sition und verändert unser gewohntes
Bild des Merrschen radikal.

Der wissenschaf tliche Fortschritt
ist unverzichtbar, wenn es darum geht,

die Problemevon morgen in denGriff

zu bekommen. Die gesellschaftliche
Verantwortung der Forschung darf

aber dabei nicht zu kurz kommen.

DieStille
ReuolutionderFrauen

Die Geschichte der Ungleichheit
der Geschlecl-rter hat nic}rts an Bedeu-

tung verloren. Bleiben wir bei der Wis-

senschaft, die sich selbst "Avantp;arde-

funktion" bei der Entwicklung der

Gesellschaft zuschreibt. Dort spricht

man von einer "AusgrenzungsPyra-

mide", an deren Spitze nur noch 2,8clo

aller Professoren Frauen sind. Es ist

nicht gelungen, den Zugang zum Wis-

sen und die Weiterentwicklung des

Wissens geschlechtsneutral zu halten'

Frauen werden diskriminiert.

Das betrifft nicht nur die Wissen-

schaftery denndie Probleme liegen tie-

fer. Sie liegen dort, wo wir die Ur-

sprünge unserer modernen bürgerli-

chen Industriegesellschaft suchen
müssen. Denn es verdankt sichweder
dem Zufall noch einem angeborenen
Mangel, daß ganztags arbeitende Frau-

en trotz einiger Verbesserungen heute

immer noch nur 70c/o des Gehalts ar-

beitender Männer verdienen oder daß

Frauen imGrunde noch immer nicht

in Positionen mit größerem Machtvo-

lumen vertreten sind.

Zentralfür den Liberalismus bis

heute ist die Unterscheidung zwi-
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schen Offentlichkeit, in deren Zentrum

die Politik steht, und der Privatsphäre,

die das persönliche und private Le-

ben umfaßt. Hauptzweck dieser Un-

terscheidung, die unser soziales

Lebensmodell heute noch bestimmt,

ist seit ihren Ursprüngen im 77.lahr-

hundert, die individuelle Sicherheit

und Freiheit zu befiirdern und die

Zugriffsmöglichkeiten des Staates in

Grenzen zu halten. Aber wie feminis-

tische Wissenschaftlerinnen mittler-

weile umfassend nachgewiesen haben,

beruht  d ie Trennung von Öffent l ich-

keit und Privatsphäre auf der Annah-

me, daß Männer inbeiden gesellschaft-
licherl Sphären zu Hause sind, wäh-

rend der Wirkungskreis der Frauen

auf das Familienleben beschränkt

bleibt, wo sie dem Ehegatten strikt

untergeordnet sind. So sind Frauen

lange die maßgeblichen politischen

Freiheiten und bürgerlichen Rechte

vorenthalten worden.

Empirisch liegen in der bürgerli-

chen Gesellschaft die Wurzeln fur un-

ser heutiges System, und vieles von

ihrer männlich ausgerichteten Cenea-

logie hat sie bis heute bewahrt. So

schreibt auch Reinhard RüruP: "Vor

allem die Trennung von Erwerbs- und

Familienleben, von Offentlichem und

Privatem, die zu einer Polarisierung

der Geschlechtscharaktere führte, Ieg-

te die Frauen auf ganzbestimmte, den

Männern nach- und untergeordnete sc>

ziale Rollen fest, und machte dadurch

die bürgerliche Gesellschaft in ihrem

Normensystem und iluer sozialen Pra-

xis überhaupt erst möglich."

In den letzten Jahrzel'rnter-r hat sich

diese Aufteilung der Rollen stark ver-

schoben. Kein gesellschaftlicher Be-

reich bleibt von dieser Erosion ausge-

nommen. Allerdings haben sich diese

Veränderungen nicht für alle Frauen

im selben Ausmaß vollzogen. Die Zahl

der jüngeren Frauen, die eine qualifi-

zierte Ausbildung erhalten, hat mit der

der Männer gleichgezogen. De Erwar-

tungen, gleiche Chancen im Berufsle-

ben zu haben, werden bitter ent-

täuscht. Bei unaufhaltsamer Steige-

rung des Bildungsniveaus der Frau-

en, sinkt die Bereitschaft, durch Hei-

rat in Familien einzutreten, denn es

gibt einen unmittelbaren Zusanunen-
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hang zwischen Erwerbsbeteiligung
und Bildungsniveau.

Die Heiratslust wird den Frauen
aucl-r deswegen verdorben, weil sich
unter den 5;egenwärtigen Bedingun-
gen berufliche Karriere und familiäre
Verpflichtungen nur schwer verein-
baren lassen. Von den Märurem ist eir-re
Hilfestellung, geschweige denn eine
Ubernahme der Familienarbeit über-
haupt, nicht zu errvarten.

De Chancer-rgerechtigkeit frir Frau-
en gehört wohl zu den gravierendsten
unerkannten Aufgaben cler Moderne.
Das Verhältnis zwischen Frauen und
Mämern sollte eines zweier eleichbe-
rechtigter Partner scirr. Weil aber Merr-
schen in unserer Gesellschaft immer
noch auf Crund ar-rgeborener Eigen-
schafte.n nicht clieselben Moglichkei-
ten vorfinderr, ist t las Prograrnnr eiues
Iibelalen Flumanismus, dem wir uns
verpflichtet haben, noch nicht vollzo-
gen.

EineneuePolitik

Der Ort des Polit ischen hat sich
verschoben. Die Verantwortung als
politisches Crundkonzept nickt in den
Mittelpunkt der Diskussion. Das ist
die große Chance der Politik, womit
sie ihre Stärken ausspielen kanrr. Jene
Crundsätzc., auf denen unsere "civil

society" aufbaut, müssen neu e.rrich-
tet werden, um die Integraticx-rsfähig-
keit tur^seres Gemeinwesens zu sichern.
Tradierte Sinnetzwerke, wie sie durch
die Familie, die Kirche, die politische
Partei repräsentiert wurden, erfüllen
nicht mehr die Funktion, wie es frü-
her de.r Fall war, uncl verlangen nach
einer Thematisierung. Die Muster für
individuelle uncl soziale Identität sind
andere ger,r'orden, ohne daß dies von
den politischen Institutionen ausrei-
chend wahrgenofi)men worclen wäre.

Die polit ischen Parteien sirrd auf
cler Suche nach eine.r neuen Rolle. Ihre
organischen Verbindungen zur Cesell-
schaft, die sich in der Vergangenheit
durch große Vorfeldorganisationen
ausgezeichne.t haben, sind in die Brü-
che gegangen. Auf der einen Seite hat
dies zur Folge, dal3 sich die Parteien
über ihren eigentlichen politischen
Auftrag klar werden, auf der anderen
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Seite ist aber durch diese Entwick-
lung die Sensibilität der politischen
Parteien in der Wahrnehmung von
neuen gesellschaftlichen Strömungen
abhanden gekommen.

Das Verhältnis Partei-Bürger muß
auf neue Beine gestellt werden. Par-
ieien haben sich vielfacl-r von der ge-
sellschaftlichen Realität weg- oder
vorbeientwickel  t .  Durch d ie Au f lö-
sung der Lap;erkulturen urd die Mobi-
lität im Wählerverhalten ist die orga-
nische Verbindurlg rnit der Gesell-
schaft eingebrochen. Erst in dieser
Wechselbeziehung zwischen Politik
und Bevölkerung erhalten die Btirger
die Möglichkeit, ihr eigenes polit i-
sches Selbst  zu ar t iku l ieren,  a ls
citoyens verantwortlich zu handelrr.

Unser europäisches Verständnis
vom Menschen wird imrner getragen
sein vom grund legenden Bekc.nntnis
zur unantastbaren Würde des Men-
schen und zur ethiscl'ren Verpflich-
t t rng zur  Mi tmenschl ichkci t  -  i . r ,  wie
es ur-ls aus der griechiscl'r-christlich-
jüdisch geprägten europäischen Ceis-
te.stradition überliefert ist. Die Veran-
kerung dieses Bekenntnisses in eirrer
neuen politischen Crammatik, die im
wesentlichen auf die Wiederentdek-
kurrg der Verantwortung als politi-
sche Kategorie abzielt, ist die wesent-
liche Kategorie, mit der die Politik an
ein neues N4enschenbild herangehen
sollte.

Die neue politiscire Grarnmatik, ir-r
der das veränderte Menschenbild zum
Ausdruck kommt uncl die in wesent-
lichen Zügen in das neue Crundsatz-
programm der Volkspartei eingefl cls-
sen ist, läßt sich in den folgenden I0
Thesen forn-rulieren. Diese bc-anspru-
chen keine Vollständ igkci t:

These 1: Der Feind sind wir selbst:
"Das Projekt cler Moderne, dem

wiruns mit guten Gründc.n verschrie-
ben haben, stel'rt für zrveie-rlei, Bürger-
recirte und Wohlstand, und beides fur
alle. Das ist eine große universelle
Sicht. Zwei Drittel der Menschheit le-
ben am Rande der Existenz, und mit
dem Bevölkerungswachstum steigt
nicht die Zahl der Wohlhabenden, son-
dem die Zahl der Hungemden. Ange-
sichts dieser emüchternden Realität ist

die Moderne entzaubert. Wir brau-
chen ein neues Zvilisationsmodell, das
mehr Cerechtigkeit auf dieser Welt
garanliert. Wir müssen dort beginnen,
wo wir etwas tun kömren, also im ei-
genen Lebensbereich, auch wenn das
zunächst in einem Mißverhältnis zu
dem steht, was getan werden sollte."

These 2: Die Versäumnisse nach 1989
"Alle Menschen, clie in Europa le-

ben, solltendie Chance haberr, sich Eu-
ropäer zu nennen. Dies ist nur dann
sichergestellt, wenn die neuen Demo-
kratien Ost-Mitteleuropas in den eu-
rclpäischen Gestalturrgsprozeß poli-
tisch so schnell wie mirglich ein-
gebunden werden. Das ist noch nicht
geschehen. Cleichberechtip;ung uncl
Gemeinsamkeit mtissen die Prinzipi-
en sein,  . tu I  deneu das nt ' r re gr i rßere
Europa errichtet wird."

These3:
Die "Nat-Uhr" steht auf 5 vor L2

"Das Leben schlecl-rthin ist nicht
mehr d ie selbstverstänclliche Voraus-
setzung all unseres Denkens und Tuns,
sondern es ist selbst zu einem wichti-
gen Problemfeld und Zielpunkt unse-
rer Bemühunp;en geworden. Wir tra-
ger-r in einem täglich wacl-rsenden Aus-
maß die direkte Verantr,rrortung da-
für, wie das Leber-r in Zukunft ausse-
hen wird. Diese Erkenntnis, sowie die
daraus folgende ethische Verantwor-
tr-rng müssen daher fundamental in der
Vernunft uncl in-r Cewissen aller Merr-
schen verankert werden. Die iikolo-
gische und soziale Marktl,r.irtscl-raft ist
ke ine Ukrpie.  Slc  is t  c i l re  urrumg. ing-
liche Notwendiekeit. Ihre Crundre-
geln laufen darauf hinaus, clie bisher
unbe.zifferten Kosten in c{as Preisge-
füge einzubeziehen, um damit zu ei-
ner Wirtschaftsweise der N achhaltig-
keit zu kornrnen. Wir }raben keine an-
dere Wahl."

These 4: Die Welt wird zum Labor
"Wissenscl'raft mull garantieren,

dal3 der denkende und handelnde
Mensch nicht seine Freiheit verliert.
Denn die Freiheit ist die erste uld
wichtigste Voraussetzung d afür, daß
er sich zu einem vernunftbegabten
Wesen entwickein kann, welches in
Verantwortung seine Entscheidungen
trifft. Im irrstitutionellen Sinne möge
die Wissenschaft sich wieder als ein



den Menschen k lug beratendes
Subjekt begreifen. Nur dann ist sie
wieder, was sie nach il-uem Wesen ist:
Element einer vernünftiger-r Welt."

These 5:
Die stille Revolution derFrauen

"Ein neues Menschenbild muß sich
verabschieden vc.rn stereotypen Rollen-
verteilungen. Unser heutiger Famili-
enbegriff, an den die Politik anknüpft,
muß neu defir-riert werden in Rich-
tung einer stärkeren Betonung auf jer-re
partnerschaftlichen Elemente, die ein
Zusammensein vorr gleichberecl-rtigten
Parhrern ermirglicht. Chancengerech-
tigkeit im Eirrklang mit eir-rer fairen
Aufgabenverteilung in der Familie ist
ein vorranS;iges politiscl-res Ziel. Mo-
delle und Erfalrrungen haben gezeigt,
daß dies vereinbar ist. Wir müssen die
tl'reoretische Basis fr-ir eine I{echtsord-
nung entwickeln, die die Familie als
fundamerltale politische Institution
anerkennt und Cerechtigkeitsstan-
dards auf das Leben in der Fanrilie
ausweitet. Die insLitutionellen Voraus-
setzungen dafür müssen geschaffen
werden."

These 6: Blut oderneue Heimat
"Die Frage nach dem Fremden und

der Fremdenpolitik hat längst Weltdi-
mension angenommen. Nicht regiona-
le, sondern globale Migrationen sind
das künftige Problem. Der freiheits-
und gerechtigkeitssuchende Univer-
sal ismus der  Aufk[ärung war nur  in
ihrem Pathos universal, er ist in der
konkreten Durchführung bis heute
partikular geblieben. Gleichwohl be-
gründet er eine neue politische Kul-
tur, die auf die Anerkennung der
subjekthaften Freil'reit und Würde al-
ler Menschen zielt. Die Anerkennung
der kulturellen Vielfalt darf diesen in
den europäischen Traditionen entwik-
kelten Universalismus der Menschen-
rechte r-richt preisgeben. Menschen
brauchen lokale Identitäten und Loya-
litäten, um leben und handeln zu kön-
nen. Die Formulierung von kollekti-
ven Identitäten muß in Anlehnung an
das eben Cesagte von dem Cedanken
der Toleranz und Offenheit geprägt
sein. Nur die Sicherheit und Uber-
zeugtheit im Verständnis von Heimat
und das Gefulrl der Uberschaubarkeit
und Ceborgenheit in einem verinner-

lichten Zuhause macht die Menschen
im individuellen Nebeneinander zu
Fremden freundlich und gelassen."

These 7: Orientierungsnot in einer
atomisierten Gesellschaf t

"Eine der wichtigsten Entwicklun-
gen der letzten Zeit ist die unüberseh-
bare Verändemng der Einstellung des
Menschen zu sich seibsl Die Individu-
alisierung in allen Lebensbereichen.
In einer Gesellscl-raft, die von der Plu-
ralität der Lebensformen und der so-
zialen Relativität des eigenen Bekennt-
nisses und Interesses und der Gegen-
sätzlichkeit von demokratischen Ab-
Iäufen gekennzeichnet ist, mehr noch,
die gegenwärtig von Entsolidarisie-
rungstendenzen geplagt wird, kommt
dem, was als gemeinschaftlich emp-
funden wird, ein besonderer Stellen-
wert zu. Die Solidarität ist ein knap-
pes Cut. Sie sollte nicht verstaatlicht
werden. Neue Formen der Organisa-
tion unseres Sozialsystems, die sich
am Prinzip der Nachbarschaftlichkeit
und Persönlichkeit orientieren, und
eine neue demokratische Kultur, die
als polit ischer Diskurs eirren gemein-
sam geteilten gesellschaftlichen Rah-
men herausbildet, sollen die Integrati-
on zwischen Gemeinschaft und ein-
zelnem Bürger wiederherstellen."

These 8: Plädoyer eines Antiautoritä-
ren fürAutorität

"Auf der einen Seite bietet ein sich
verbreitender Fundamentalismus in
Fragen des Sinns seine Dienste an. Auf
der anderen Seite spricht man von
"Orientierungswaisen" und einer
größer gewordenen Gewaltbereit-
schaft der Jugendlichen. Es ist unpopu-
lär, trotzdem: Wir brauchen neue Au-
toritäten. Oft rutschte die gutgemein-
te "repressionsfreie Erziehung" ab in
ein prinzipien- und gestaltloses gleich-
gültiges Leben-und-leben-lassen.
Nicht die autoritäre Erziehung unse-
ligen Angedenkens, die in der Tat
Akten der Dressur und der Brechung
von Kindern gleichkam. Nein. Son-
dern: Claus Leggewie: "Autorität ist
weder Macht noch Zwang. Autorität
schließt den Gebrauch von Zwang aus,
und wo sie Gewalt braucht, hat sie
schon versagt." Weder in der Familie
noch im öffentlichen Raum sind Au-
torität und Freiheit Geg ensätze; Ziel
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der Autorität ist Sicherung, nicht Ab-
schaffung der Freiheit. Wir Eltern und
Erzieher müssen nachsitzen, weil wir
einen Plan haben müssen, was ftir un-
sere Kinder gut, notwendig und wich-
tig ist, wie sie sich in der veränderten
Welt zurecht finden sollen."

These 9: Die Denker danken ab
"...aber die Bildung wird immer

wichtiger. Hinter den Lehrplänen un-
serer Schulen verstecken sich die Bau-
pläne unserer Cesellschaft. Werden
urseren jungen Menschen in den Schu-
len wirklich jenes Wissen und jene
Fähigkeiten mitgegeben, die sie zur
Bewältigung der Zukunft brauchen?
Oder findet nicht eine Uberfrachtung
statt, die das Wesentliche außer acht
Iäßt und die sich in kiloschweren
Schulbüchern und teuren Nachhilfe-
stunden manifestiert? h-r einer Zeit, in
der traditionelle Bindungen und ge-
schlossene Lebenskonzepte immer sel-
tener r,verden, wird die Persönlich-
keitsentwicklung des Einzelnen im
Prozeß des Heranwachsens zu einem
mündigen Bürger immer wichtiger.
Ohne zentrale Reformen in unserem
Bildungssystem können wir dieser
Entwicklung nicht Rechnung tragen.
Dabei geht es um ein neues Gleichge-
wicht zwischen Freiheit und Quali-
tät."

These 10:
Auf der Schwelle in eine neue Zeit

"Die personalen und sozialen Di-
mensionen des Menschenbildes erfah-
ren tektonische Verrückungen. Das
Verhältnis zwischen Weltoff enheit und
Umweltgebundenheit hat sich ver-
schoben. Der Lebenslauf ist etwas aus
dem Rhythmus geraten. Nach Kriteri-
en für den Umgang mit den neuen
Phänomenen unserer Zeit wird noch
gesucht. Freiheit und Verantwortung
müssen in einen neuen Zusammen-
hang gebracht werden. Das allgemei-
ne Unbehagen muß in einen Kanon
von Uberzeugungen transformiert
werden, die das Bild der Menschen
von der Wirklichkeit und von ihrem
Platz in ihr greifbar werden lassen,
das ihrem Leben die Richtung gibt."

Mag. Boris Marte, Nc, arbeitet im Büro
von Bundesminister Busek und ist
MitarbeiterderöVP.
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Clunias |ames Bond:
Dr. Oswald Peterlunger
orson welles wird gerade als "Der Dritte Mann" durch die
Kan nli s nt i o n d e s b e s e t zt en un d g e t eilt en N achkr i e g s - w i en

gejngt, als er an die Spitze der Staatspolizei des
spionagezentrums wiens tritt: Der Clunier Dr. oswald

P e t erlun g er, ö s t er r ei chs I e g en d rir s t er ST Ap O _ Ch ef ,

"Er ist in den letzten 20 Iahren
zehnmal gestorben, aber immer wie-
der auferstanden", loben seine Freun_
de zweischneidig',österreichs Staats_
polizisten Nr. 1", Dr. Oswald peter_
lunger. Und seine Feinde fügen eben_
so zweischneidig hinzu: ,,Weil er ein_
fach viel zu viel weß.,, Ob dieses Wis_
sen die dunklen Machenschaften feind_
licher Agenten oder eher die pant_
scherln von Politikern betrifft, weiß
niemand. - So leitete 7972dasNach_
richtenmagazin profil eine 21 -seitige
Titelstory über den damaligen Gen"e_
rald irektor fü r öffentl iche 5icherheit
ein (1). Die STAPO w ar zu jed,er Zeit
eine Story wert. Genug Geheimnisse,
Gerüchte und auch Vorwürferankten
sich seit jeher um jene Gruppe, von
der nicht ganz klar ist, ob es iich um
hochqualifizierte Beamte, die die De_
mokratie schützen, oder kleinkarierte
Schnüffler, die die Bürger bespitzeln,
handelt. Drei Jahrzehnte lang stind D.
Oswald Peteriunger im Zeitrum die-
ser Anerkennung wie auch des Zor_
nes von Linken, Rechten und politi_
kem.

Oswald Peterlunger wurde am
27.2.7909 inTannheim im Lechtal (Ti_
rol) geboren. Zunächst besuchte er ftir
zwei Jahre das Vinzentinum in Brixen.
doch "d ie Ie id igen I ta l iener  ver t r ie-
ben ihn". (2) So kam peterlunger nach
Bregenz, wo er von 1921 bis i-SZS au,
Privatgymnasium Mehrerau besuch_
te, anschließend besuchte er drei Tahre

das Bundesgl.mnasium Feldkirch, wo
er 1928 maturierte. In dieser Zeit stieß
Oswald Peterlunger auch zur Clunia,
wo bereits sein Bruder Hermann peter_
lunger v. Pipifax 1924 aufgenorrunen,
1925 gebrandert und geburscht wor_
den war. Hermann mi-hrrierte bereits
1925, studierte dann in Innsbruck und
wirkte später als Arzt in Tannheim.
Sein jüngerer Bruder Oswald wurde
am 11. November 1925 mit dem Kneir>
namen Schmätzle bei Clunia rezipiert
und am 7. Juli 1926 geburscht. Inden
folgenden Semestem war er Fuchsma-
jor, Keilkommissär (Consenior 2) und
Ent lastungskommissär .  über  beide
Peterlunger-Brüder berichtet das per_
sonalienbuch, daß sie ausgezeichnete
Sänger waren.

Oswald, der am 79.6.7929 philis_
triert w"lrde, begann nach seiner Matu_
ra in Innsbruck Rechtswissenschaften
zu studieren. Dort trat er mit dem
Couleurnamen Ossi der AKV Tirolia
bei, wo erim Wintersemes ter7930/37
Senior war. Am 12. November 1933
wurde Oswald Peterlunger,,sachwal_
ter an der Universität Innsbruck,,. Als
soicher wr-ude ihm die Wahmehmung
und Vertretung aller vaterländischenl
kulturellen, sozialen, fachlichen und
sonstigen Interessen an der Universi_
tät zuteil. "Peterlunger 

war als Sach_
walter Verhauensmann Schuschniggs
und dessen Ministeriums. Seine Stel_
lung war nahezu unantastbar. persön-
lich integer und absolut loyal, erfüllte

er seine Aufgabe, nationalsozialisti_
schen Umtrieben an der Universität
Innsbruck zu begegnen, voll. Hierbei
schonte der 'Tirole, 

weder Studenten
noch Professoren. So meldete peterlun_
gerim Februar 1934 Schuschnigg, daß
(mehrere) Professoren einen unver_
sorgten Ruhestand verdienen. Sie wa_
ren in seinen Augen offen oder ver_
kappt nationalsozialistisch einge_
stellt." (3) Eine demokratische Einrilh_
tung sollte es seinerMeinungnach an
der Universität nicht mehr getery viel_
mehr eine autoritär gefrihrte Sachwal_
terschaft.

_ 
ImFnihjahrTg34tratpeterlunger

freiwillig aus der Tätigkeit zunick ulid
trat bei der Polizeidirektion Innsbruck
in den Staatsdienst. Nach mehriähr_
iger Tä rigkeir bei der STA pO übersie_
delte er 1937nach Wienin dieGeneral_
direktion für öffentliche Sicherheit.
Die Nationalsozialisten versetzten ihn
1939 in den füihen Ruhestand. Mit der
Befreiung österreichs endete auch das
unfreiwillige Rentnerdasein: Er wur_
de Leiter der Staatspolizei in der Sich_
erheitsdirektion Tirol, wenig später in
der Bundespolizeidirektbn tnns_
bruck. Mitte März 1946 zog, er wieder
nach Wien: als Stellvertreier des Lei_
ters der staatspolizeilichen Abteilung
des Innenministeriums. Seine Beru]
fung war ein Wunsch des Sp-Innenmi_
nisters Oskar Helmer - gegen heftige
Bedenken der Genossen, die wußtÄ,
daß Peterlunger 191{ sl5 junger poli-
zist mit "drakonischer 

Härtet (profil)
Schutzbündler verfolgt hatte. Där Kar_
riere Dr. Oswald Peterlungers konnte
das keinen Abbruch tun: im Septem_
ber 7947 wurde er Leiter der \A7iener
Staatspolizei, 79 66 Leiter der Gruppe"Staatspolizeilicher 

Dienst',, 1-967
Chef der Sektion III im Innenministe_
rium (gesamte staatspolizeiliche Agen-
den) und 1969 Generaldirektor füi öf_
fentliche Sicherheit, was er bis zu sei_
ner Pensionierung im De zember 7975
blieb. "Dennoch, 'und gerade deshalb,
weil ich nur kurzeZeittiryl4tch Staats_
polizei{hef wal (1966) wehrt sich der
Mlnn mit dem gütigen Beamtenge_
sicht geger-r die Bezeichnur-,g,östir_
re ichs Staatspol iz is t  Nummei l ,  (Ku-
rier) - obschon es keinen inder Zwei-
ten Republik gibt, auf den dieses prä_
dikat trefflicher paßte.,, (4)
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Doch die Geschichte des Staatspoli-
zisten hört sich zum Teil wie ein Spio-
nage-Tl-rriller ä la James Bond an. Auf-
regend war schon seine geradezu
putschmäßige Ubernahme der Spitze
der Wiener Staatspolizei. Sein Vorgän-
ger, Heinrich Drirmayer, war Kommu-
nist sowie sich ein großer Teil der Po-

profi l 1 972: "Peterlungers Staatspolizei"

lizei überhaupt aus Kommunisten zu-
sammensetzte. Nachdem die Kommu-
nisten in Ungarn durch die Staatspoli-
zei an die Macht gekommen waren,
entschloß sich Innenminister Helmer,
Dürmayerzu entmachten, denn "die

Staatspolizei war förmlich ein kom-
munistischer Staat im Staate gewor-
den" (5). Das war nicl'rt ungefährlich,
da die Sowjets dies als Provokation
und als Schlag gegen ihre Interessen
empfirrderr konnten. Dennoch wurde
Dürmayernacl-r Salzburg versetzt. Hel-
mer ernannte den legendären |osef
Holaubek zum Wiener Polizeipräsi-
denten, Dr. Oswald Peterlunger wur-
de Leiter der Staatspolizeilichen Ab-
teilung. "Als Peterlunger Heinrich
Dürmayers Tresor öffnet, erwartet ihn
eine Lrberraschung - der Tresor ist leer.
Dazu Dürmayer heute: 'Ich wär' ein
schlecl'rter Chef der Staatspolizei ge-
wesen, wenn ich nicht gewußt hätte,
was mir am nächsten Tag blüht, daß
nämlich der Minister Helmer zu mir

kommt, um mir mitzuteilen, daß ich
nach Salzburg versetzt werde und daß
ich meinem Nachfolger Dr. Peterlun-
ger alles zu übergeben l-nbe. ... Ich war
au f der [sowiedschen] Kommandantur
und hab dortruhig abgewartet, habe
der Dinge geharrt, die da kommen.
Dann hat meinSekretär den Schlüssel
vom Tresor übergeben, zu dem nur
der Chef Zugang hat, wo die höchsten
Geheimakten drinliegen -, 'eyes only',
wie die Amerikaner sagen. Und siehe
da, man hat den Tresor geöffnet, und
es waren zwei leere Aktendeckel drin-
nen. Der Peterlunger hat mich nach-
her oft gefragt, wie ich das gemacht
habe.' ... Die Akten blieben verschwun-
den - bis heute." (6)

Peterlungers Aufgabe in der
STAPO war klar. Er und Polizeipräsi-
dent "Joschi" Holaubek hatten die
Wiener Polizei von Gestapo-Cedan-
kengut und Kommunisten zu reini-
gen. Gleich am 2. September 7947 star-
tete er eine kleine Vernichtungsaktion:
Alle Stempel mit dem Kopf "Gehei

me Staatspolizei" mußten ins Feuer.
Gegen Gestapo-Gedankengut mußte
der Tiroler nicht ankämpfen - das hat-
ten die sowjetischen Besatzer bereits
durch kommunistisches ersetzt. Im
Büro der STAPO fand Oswald Peter-
lunger vier Gruppen von Staatspoli-
zisten: allesamt geeichte Kommuni-
sten. Er bildete eine "Gruppe 5" aus
auf ihre demokratische Gesinnung
überprüften Kriminalbeamten, die er
mit Hilfe Holaubeks aus Wiener
Polizeikommisariaten vorsichtig ab-
zog. Diese Gruppe hatte in erster Li-
nie die Aufgabe, die kommunisti-
schen STAPO-Gruppen zu bespitzeln
und herauszufinden, was die kommu-
nistische Polizei und die von den
Sowjets gestützte KPÖ trieben. Als er
im Jänner 1949 von V-Männern von
einem bevorstehenden Protestmarsch
organisierter USIA-Rabauken erfu hr,
die überhöhte Kartoffelpreise zum
Anlaß nehmen wollten, inWien Kra-
walle zu inszenieren, schickte er seine
STAPO-Männer aus/ alle Kartoffel-
händler Wiens in sein Büro einzula-
den. Peterlungers Vorschlag: Die Po-
lizei würde Lastwagen zur Verfugung
stellen, um am Morgen vor der geplan-
ten KP-Aktion die Märkte mit Kartof-
feln zu überschwemmen. Bedingung:

CluxIEn IM BILD

Die Erdäpfel müssenzu einem Dum-
pingpreis angeboten werden. Die Ge-
müsehändler begriffen: An dem von
den KPOrganisatoren gewählten Auf-
marschtag boten Wiens Lebensmittel-
gescl-räf te Kartoff el zum Sensations-
preis von 84 Groschen pro Kilo an.
Die USlA-Hungerkrawalle mußten
abgesagt werden. Was die Wiener nie
erfuhren: Sie bereiteten in den folgen-
den Tagen ihre Speisen aus Futterkar-
toffeln zu. (7)

Im Oktober 1950 erwarb Peterlun-
gers STAPO ein Verdienst, das in die
Geschichtsbücher eingegangen ist sie
ermöglichte die Niederschlagung des
Kommunisten-Putsches. Schon Tage
vor dem Putschversuch hatten die
STAPO-Männer jenen "Geheimplan

3" der damaligen KP-Fühmng ausge-
kundschaftet, in dem die Ubernahme
der Macht durch die Kommunisten in
allen Einzelheiten programmiert war.
Es war mit Oswald Peterlungers Ver-
dienst, daß die Sowfets ihren kommu-
nistischen Rollkommandos die Hilfe
versagen mußten, schließlich standen
auch die anderen Alliierten bereit. Es
war auch Peterlungers Verdienst, daß
sich Osterreich gegen jenes Schicksal
wehren konnte, dem zu entrinnen der
Tschechoslowakei oder Ungarn nicht
rnöglich war. So rechtfertigte er auch
797}gegeniber dem profil die Aufga-
ben einer Staatspolizei: "Daß Sie heu-
te mit mir sprechen können. Und daß
Sie schreiben können, ohne daß Ihnen
vorgeschrieben wird, was Sie schrei-
ben müssen." (8)

Und dennoch war auch zu Peter-
lungers Zeit die STAPO keineswegs
unumstritten, viel Negatives sickerte
schon damals an die Offentlichkeit.
Der Grund - wie könnte es anders sein:
Spitzelakten. 500.000 von der Gestapo
übernommene Gauakte und mehr als
50.000 neue Spitzelakte über österrei-
chische Bürger wurden 1964 vom da-
mal igen Innenminis ter  Olah der  Öf-
fentlichkeit präsentiert. Besonders pre-
kär: Auch Politiker waren nicht ver-
schont geblieben. Eine Mitteilung irn
richtigen Parteisekretariat deponiert,
hätte die Karriere dieses Mannes stop-
pen können. Peterlunger - wegen sei-
nes hohen Zigarettenkonsums auch
mit dem Spitznamen Lungenpeter be-

pr"gfil
Peterlungers
Staatspolizei
hirntner C)rtstalclstreit :

\blksfest tür Nationale

SP Khbt:rgungi

Kreiskl - Diinrnrerung

\ r r l r -5trai l :

Daurnes Flucht
nlch rorne'
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Augsteins Jesus Buch
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dacht - erachtete dies freilich als un-
möglich. Und die Anlage von Akten
war auch leicht erklärt: Die Staatspoli-
zei verdächtigt auf Vorschuß. Und ein
einmal angelegter Akt kommt eben in
dieAktenablage.

Daß nicht alle Geheimnisse der
STAPO so geheim blieben, wie sie soll-
ten, dafür sorgten Spionagefälle, vor
denen auch Oswald Peterlunger nicht
verschont blieb: "Der Dritte Mann"
war nicht nur eine Filmstory, in Wien
trafen auch die echten Agenten des
Kalten Krieges aufeinander. 1968 wur-
de der Ex-Staatspolizist, Privatdetek-
tiv und Peterlunger-Freund johann

Ableitinger, der Namen tschechischer
Flüchtlinge an den deutschen Bundes-
nachrichtendienst verkauf t hatte, der
auf diese Weise Tschechen ais Spione
anheuerte, festgenommen. Und auch
sonst gehörten die Kontakte mit aus-
ländischen Geheimdiensten, die sich
in Wien gemütlich eingerichtet-hatte,
zur Arbeit Peterlungers dazu. Oster-
reichsJames Bond nannte dieses "Mit-

horchen-dürfen" die "Kompensati-

onsgeschäfte": "Unsere STAPO ver-
rät Geheimnisse an "gleichartige

Nachrichtendienste des Auslandes,
wenn diese Dienste den Österreichern
andere Nachrichten zum Tausch an-
bieten. Wir brauchen in vielen Fällen
die Zusammenarbeit mit ausländi-
schen Diensten." So ist es auch nicht
verwunderlich, daß 1988 bekannt
wurde, daß der in Belgien wegen
Massenmordes zum Tod verurteilte
ehemalige Nazi-Verbrecher und spä-
tere US4eheimdienstagent Robert Jan
Verbe len  a l s  "Ve r t rau te r "  des
STAPO-Chefs Peterlunger " Zund ge-
ber" gewesen sei. (9)

; ;L ber ernes waren srch Politiker al-
ler Parteien einig: Was Peterlunger fär
richtig hielt, hielten auch sämtliche
Innenminister beider Couleurs für
richtig: Über die Gründe waren sich
Peterlunger-Anhänger und -Gegner

durchauseinig: "Er weiß zu viel." Ein
Ministerialrat: "Es geht eigentlich
nicht darum, daß er viel weiß. Es geht
darum, daß niemand weiß, was er al-
les weiß." Peterlunger hatte sich in-t
Laufe seiner Tätigkeit offenbar mehr
Geheimwissen angesammelt, als so
manchem lieb war. "Man wird den

Eindruck nicht los, daß der Peterlun-
ger irgendwo rw ei ganz geheime Zim-
merchen hat, wo er gar.z besondere
Akten sammelt." James Bond läßt gni-
ßen. Peterlunger dazu: "Es ist in die
Staatspolizei so oft vieles hineinge-
heimnistworden, wo es gar nichts Ce-
heimnisvolles gab." (10) Peterlunger
selbst drirfte jedoch durchaus geheim-
nisvoll gewesen sein. Wie seine Be-
kannten bestätigten, mißtraute er je-
dem, sogar sich selbst. Der Mann, der
zuviel wußte, fühlte sich, wo immer
er war, bespitzelt, weil er gewöhnt
war, zLr bespitzeln. Daher soll sein
Umgang mit Menschen vorsichtig,
kontaktarm und von unbeteiligter
amtlicher Höflichkeit gewesen sein.
Trotz aller Spitzelaffären blieb an
Peterlunger nichts hängen, er überleb-
te nicht weniger als sieben - rote und
schwarze - Innenminister.

Doch Oswald Peterlungers Ver-
dienste waren noch vielfältiger: Wenn
alle Staatsbesuche der Nachkriegszeit
ohne jeden Zwischenfall verliefen, so
war das ar-rch Peterlungers Verdienst.
Wenn es bei Aufmärschen und De-
monstralionen kaum zu Ausschreifun-
gen kam, war dies Peterlungers "öster-

reichischer Methode" zu verdanken:
Vor Demonstrationen unterhielt er sich
mit den Organisatoren der Auf-
märsche. Er plante mit ihnen die Ein-
zelheiten der Demonstration und
nahm ihnen ihr Ehrenwort ab, wenn
sie sagten, daß sie seine Anordnungen
befolgen würden - dafür erlaubte er
ihnen, da und dort Sitzstreiks und
Pfeifkonzerte einzuplanen. Peterlun-
ger wurde immer handelseins. Sein
Motto war: "Die gelindeste Waffe ist
das Wort." Ein einziges Mal versagte
seine Absprachenmethode: Im April
1965 starb bei einer Demonstration ge-
gen den rechtsextremen Hochschul-
professor Dr. Taras Borodajkewycz in
einer Straßenschlacht der Pensionist
ErnstKirchweger. (11)

Als |ames Bond gebärdete sich
Peterlunger selbst nie, aber er erfand
den sogenannten Peterlunger-Quiz:
Uber Funk rief Osterreichs oberster
Sicherheits-Chef unverhofft einen
durch Wien schleichenden Einsatzwa-
gen und ließ sich den Standort mel-
den. "Und wenn wir dann zum Bei-

spiel gerade beim Rathaus vorbei-
kommen", erzählt ein Staatspolizist,
"dann fragt Peterlunger: Wer war der
Erbauer des Rathauses?" Als Antwort
erwartete er nicht Wissen, sondern
Cehorsam. "Am liebsten ist es il-rm,
wenn wir melden: Ist im Wagen unbe-
kannt - wird aber von der Besatzung
sofort festgestellt werden." (1 2)

profil beendete seine Ceschichte
mit folgenden Worten über Oswald
Peterlunger: "Der Mann, der so viel
weiß. daß er. 'obwohl er in den letzten
zw anzigl akren zehnmal starb, immer
wieder auferstanden ist' (so ein hoher
Kanzleramts-Beamte), der alle politi-
schen Wendungen in unserem Land
durchstand, der sein oft angekratztes
Image jedesmal wieder aufpolieren
konnte und der sich immer gegen die
Bezeichnung'Staatspolizist Nr. 1'
wehrte, ist immer noch 'Staatspolizist

Nr. 1'. Er ist sogar mehr: Er ist Oster-
reichs Staatspolizei." (1 3)

Am 31. Dezember 1975 ging Os-
wald Peterlunger als Generaldirektor
für öffentliche Sicherl-reit in ['ension -

eine Ara zu Ende. Sein Nachfolger
wurde Robert Danzinger. Bezeichnen-
derweise waren zwei Wochen vor sei-
ner Pensionierung wieder einmal
"Spitzelakten" Thema der tagespoliti-
schen Auseinandersetzung. Am 2. De-
zember 1985 starb mit Dr. Oswald
Peterlunger v. fthmätzle jener Clunier,
der wohl die Zweite Republik wie
kein anderer Clunier beeinflußte. Und
bis heute weiß niemand, was er wirk-
lich alles wußte...

RobertKert

(  l )  Pe te r l unge rs  S t . r . r t : p r r l i z r ' i ,  p ro f  i l  \  r .  l 2 l
1972,27.70.7972,5.3
(2)  Perstrn,r l ienbuch der Clu rr i . r
(3)  Cehler ,  Michael :  Studcntcn und Pol i t ik ,
Der Kar.npf um dic Vorhcrrschaf t an der Uni-
vcrsität lnnsbruck 1 91 8-1 93ti. hnsbruck. 1 990,
s. 323
(4) profil Nr. 12 / 1972, 5. 31
(5) Helmer, Oskar: 50 Jahre erlebte Ceschich-
te, Wien, 1957 ,5.237
(6) Portiscir, Hugo: Osterreich I[, Der lange
Weg zur Freiheit, Wien, 1986, S. 314
(7) prof i l  Nr. 12/ 1972, 5. 32
(8) prof i l  Nr. 12 / 1972, 5. 32
(9) Die Presse, 17. Juni 1988
(10) prof i l  Nr. 72 / 7972, 5. 38
(11)  p ro f i l  Nr .12 /1972,5 .44 f  .
(12) prof i l  Nr. 12 / 1972, 5. 52
(13) prof i l  Nr. 12 / 1972, 5. 53
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"Nestor der Avantgarde-
Literatut''

Am 31. März wurde Max Riccabona

80. Als Sproß einer Tiroler Adelsfa-

milie 1915 in Feldkirch geboren, stu-

dierte Max von Riccabona zunächst

Rechtswissenschaften in Graz und

PER
Wien und anschliel3end an der Wie-

ner Konsularakademie. Für den Vati-

kan und den englischen Geheimdienst
arbeitete er gegen den Nationaisozia-
lisn-rus. Als Kurier der monarchisti-

scl-ren Widerstandsbewegung lernte

Max in Paris Joseph Roth kennen. Sein

Umgang mit Roth und Otto Habsburg,
TEW. TAV. brachte ihn ins KZ Dachau'
1945 wurde Riccabona - auch wegen

seiner guten Beziehungen zum Armee-

minister de Gaulles - an die Spitze der

Landesgruppe Vorarlberg der "Oster-

reichischen demokratischen Freiheits-

bewegung" gewählt. Seinen Lebens-
unterl-ralt verdiente er als Rechtsanwalt
in Feldkirch. 1957 begann Max Ricca-

bona sein "unvollendetes Kunst-Le-
bens-Werk" derbizarren Tragikommö
die des Dr. von Halbgreyffer, die 1980

auszugsweise im Rhombus-Verlag er-

schien. Bis vor zwei Jahren blieb dies

neben verstreuten Beiträgen in Kul-

tur- und Literaturzeitschriften die ein-

zige Veröffentliclrung. 1993 gaben Wil-

helm Meusburger  und Helmut

Swozilek, KBB, AIn, unter dem Titel
"Poetatastrophen" im Ha).nnon-Verlag
eine Auswahl von Typoskripten her-

aus. Im Landesmuseum und 1994 im

Wiener Literaturhaus wurde der
"Nestor der österreichischen Avant-

garde-Literatur" (profil) mit einer

Ausstellung von Collagen des "litera-

rischen Maskenkünstlers aus Vorarl-

berg" (Presse) gefeiert. 1991 war ihm

als erstem der Ehrenpreis des Vorarl-

berger Bucl'rhandels zugesprochen
worden. Genau zum 80. Geburtstag
des "Literatur-Experimentators" (Stan-

dard), der in Oberlochau gePflegt

wird, wurden unter dem Titel "Auf

dem Nebengeleise. Erinnerungen und

Ausflüchte" (Haymon-Verlag) seine

KZ-Manuskripte publiziert. Bearbei-

tet hat sie die junge Literatin und Stu-

dentin Petra Nachbaur (Tochter von

Manfred Nachbaur, CLF, Le). - Die

Fan-Gemeinde zelebriert beinahe ie-
des biographische Detail des greisen,

kauzigen Poeten. So gut wie nie die

Rede ist vom katholischen Farbstuden-
ten Riccabona. 1934 trat Max der Grazer

CV-Verbindung 
"Traungau" bei, in

PrRsoxelra

Wien war er bei "Marco-Danubia" ver-

kehrsaktiv. Bekennender CVer ist er

geblieben. Noch weniger bekannt ist,

daß der 17jährige Feldkircher G)'rynna-

siast, der im Spätsommer 1932 mit sei-

nem Vorbild James Joyce in der "Lö-

wenschwemme" (verewigt in "Finne-

gans Wake") soff und zechte, Brand-

fuchs der "Clunia" war - mit dem tref-

fenden Kneipnamen 
"Schwefel". Im

September 1933 mußte er auf Geheiß

seines liberalen Vaters aus der katho-

Iischen Verbindung austreten, wie er

einmal zu fortgeschrittener Stunde in

Schloß Hofen erzählte. Als Beitrag zum

80. Geburtstag Max Riccabonas druk-

ken wir in verkleinertem Faksimile

seine Autobiographie in "Clunias"

Personalienbuch ab. Kein Autograph

zwar, aber unverkennbar ein echter

Riccabona.
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NestordesVMCV
MKVund OCVgestorben

Am 14. Jänner wurde in Wolfurt
Dr.iur. August Fiscl-rer (geb. 1898) mit
studentischen Ehren zu Crabe getra-
gen, der Nestor des VMCV, MKV und
OCV. Am29. September 1914warAu-
gust Fischer bei der noch geheimen
"Kustersberg" rezipiert worden, die
während des Weltkriegs im elterlichen
"Lamm" in Wolfurt vor den Augen
der Professoren Zuflucht suchte und
fand. Im November 1918 wurde Au-
gust Fischer zum Doctor cerevisiae
promoviert. Im selben Semester trat er
in lnnsbruck auch der CV-Verbindung
"Austria" bei. Zeitlebens biieb er eir-r
begeisterter Farbstudent. Im CLU 3/
1984 berichtete er ausführlich über
"Kustersberg im Wandel der Zeit".
Fiducit!

Bischofsjubiläum
Alt-Bischof Bruno Wechner. KBB.

AIn. R-D. feierte am 12. März das 40-

Jahr-Jubiläum seiner Bischofsweihe.
1908 wurde der Jubilar in Cötzis gebo-
ren. Er besuchte das Gymnasium in
Bregenz (trat 1924 "Kustersberg" bei)
und studierte Theologie (Dr.theol.) in
Innsbruck, wo er 1933 auch zum Prie-
ster geweiht wurde. 1938 bis 1954war
er im bischöflichen Ordinariat in Inns-
bruck Mitarbeiter von Bischof Paulus
Rusch und Provikar Carl Lamnert aus
Göfis, der 

.|944 
von den Nazis hinge-

richtet wurde. Mit Jahresbeginn 1955
wurde Bruno Wechner als Nachfolger
von Bischof Franz Tschann (1872-7956,
FS "Alemannia" Bludenz) zum elften
Ceneralvikar für Vorarlberg ernannt

und am 11. Dezember 1968, mit der
Errichtung der Diözese Feldkirch, zum
ersten Diözesanbischof. Die Innsbruk-
ker CV-Verbindungen "Austria' (1955)
und "Rheno-Danubia" (1962) verliehen

dem Kustersberger die Ehrenmitglied-
schaft. 1989 nahm Papst johannes Paul
II. sein Rücktrittsgesuch an. Bischof
Bruno verbringt seinen Lebensabend
in Feldkirch.

Lieber Robert, lieber Kartellbruder!

Zunächst darf ich Euch zu Eurer
hervorragend gestalteten und infor-
mativen Zeitschrift gratulieren und
bitte um Zusendung an mich.

Weiters hätte ich noch eine Stel-
lungnahme zu Deinem Leitartikel:

Fächer wie Medizin, Jus oder BWL
sind überlaufen, die Drop-Out-Rate
(Anteil der Studienabbrecher) liegt
bei über 50 Prozent, die durchschnitt-
l ichen Studiendauern l iegen im eu-
ropäischen Spitzenfeld. Gerade in
diesem Bereich liegt aucll das Einspa-
rungspotential im Wissenschaftsbe-

LESE
Cerne schließe ich mich Deiner

Analyse über die österreichische
Bildungslandschaft an und darf noch
einige Gedanken anführen. - Es fehlt
an den österreichischen Schulen nicht
nur an Raum und zum Teil Personal,
sondern auch an weiterführenden
Perspektiven der Schüler. Unter-
richtsgegenstände wie politische Bil-
dung und Informationen zur beruf-
lichen Weiterbildung werden - wenn
überhaupt - nur im Rahmen von Frei-
fächern angeboten. Die Berufsbera-
tung an den Schulen läßt meist stark
zu wünschen übrig, sodaß die Uni-
versitäten von Erstsemestrigen voll
sind, die weder klare Vorstellungen
über ihr Studium noch über ihre soä-
teren Berufsaussichten besitzen. bie
Folge: Gesellschaftlich "anerkannte"

reich, und nicht in einem kurzfristi-
gen Aufnahmestopp, der den öster-
reichischen Universitäten und Kunst-
hochschulen vonibergehend über 700
unbesetzte Stellen, Institute mit ei-
nem Professor, aber durch den Auf-
nahmestopp bedingt keinen Assisten-
ten und kein Sekretariatspersonal
beschert .  Wenn man die durch den
Aufnahmestopp zwangsläufi g resul-
tierenden Studienverzögerungen al-
lein auf die 100.000 familienbeihil-
febeziehenden Studierenden um-
rechnet, dürften die Einsparungen
durch den Aufnahmestopp höch-
stens minimal sein.

Gerhard Mrthis a. Smily, V i
ÖHt-Ini Innsbruck-
Ö t't'en tl i chkei tsarbe i t
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Beiträge im CLUnier, die namentlich
gekennzeichnet sind, müssen nicht un-
bedingt die Meinung der Redaktion
wiedergeben.
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